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Die Globalisierung hat ihren Höhepunkt überschritten (Teil 1) 

 Politik verunsichert Kapitalmärkte
von Hans Kaufmann, a. Nationalrat, Wettswil a.A. ZH

hf. Hans Kaufmann, als ausgewiesener Finanzfachmann bekannt, kommt in seiner Analyse zur Situation der weltweiten Kapital- 
märkte, die massiv unter dem Einfluss der Politik stehen, zum folgenden Schluss: Die Globalisierung hat ihren Höhepunkt 
überschritten, und die Kapitalmärkte stehen vor einem tiefgreifenden Wandel. Immer mehr führende Politiker von Industrie- 
staaten haben genug vom internationalen Wunsch- und Prestigedenken der Politelite und vom Wettstreit der Weltmächte 
und verlangen eine Politik, die sich vermehrt den nationalen Problemen widmet. Wir publizieren nachstehend den ersten Teil 
der Analyse Kaufmanns; der zweite Teil folgt in der «Schweizerzeit» Nr. 6 / 2019.

Noch wollen viele Politiker 
und Wirtschaftsführer in 
den westlichen Industrie-
staaten nicht anerkennen, 
dass die Globalisierung ih-
ren Höhepunkt überschrit-
ten hat. Der Welthandel 
inklusive Dienstleistungen 
hat seit den Nachkriegs-
jahren von wenigen Pro-
zenten auf über 30 Prozent 
des Welt-Bruttosozialpro-
duktes zugenommen. Seit 
dem Höhepunkt im Jahre 
2008 mit fast 33 Prozent ist 

das Wachstum des Welthandels hinter dem Wachstum 
der Weltwirtschaft zurückgeblieben. Der Internationale 
Währungsfonds IWF erwartet auch für die Jahre 2018 
und 2019 (Zahlen für 2018 sind noch nicht verfügbar) 
nur eine leicht schnellere Zunahme des Welthandels im 
Vergleich zum Welt-BIP.

Der Mauerfall von 1989 und die Öffnung vieler Märkte 
haben zu einem globalen Wachstumsschub geführt, von 
dem insbesondere die internationalen Grosskonzerne 
massiv profitiert haben, indem sie ihre Fixkosten auf 
grössere Absatzmengen umlegen und ihre Produktion 
in Billiglohnländer verlagern konnten. Diese Entwick-
lung führte zu einem starken Gewinnwachstum der 
meist auch an den Börsen kotierten Konzerne. Diese Ge-
winndynamik wiederum schlug sich in höheren Aktien- 
kursen nieder. 

Diese ohnehin positive Tendenz wurde durch eine 
zweite Phase – durch den Technologieboom, der in den 
90er Jahren begann und bis heute anhält – verlängert. 
Zwischenzeitliche Rekordpreise für Erdöl und andere 
Rohstoffe als Folge des starken Wachstums in China 
und in einigen anderen EM-Ländern erlaubten es auch 
weniger entwickelten Ländern, Wohlstand zu generie-
ren, ausser dort, wo korrupte Politeliten und Oligarchen 
diese Erträge in die eigenen Kassen lenkten.

Wettstreit der Weltmächte verschärft sich 
Die derzeitige dritte Phase ist von einer Aufholjagd der 
Chinesen und Russen gegenüber dem Westen geprägt. 
Während China vor allem auf die Wirtschaft und die 

Technologie setzt, versucht sich Russland auf seine mili- 
tärische Stärke und auf Energieexporte zu konzentrie-
ren. Im Gegensatz zu China scheint Russland jedoch 
keine durchdachte längerfristige Strategie zu verfolgen, 
die einer breiten Bevölkerung mehr Wohlstand bringen 
würde. Russland zehrt von der Ausbeutung seiner Ener-
giereserven und tut wenig dafür, um von dieser wirt-
schaftlichen Monokultur wegzukommen. China hinge-
gen verfügt über eine breit diversifizierte Wirtschaft 
mit wachsendem Know-how und klaren Zielsetzungen 
durch die Regierung. 

Beide Grossmächte machen den USA die bisher einzig-
artige Führungsposition streitig. Russlands Führung 
und die mit ihr verbandelten Oligarchen befürchten, 
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Armutsbekämpfung  
à la Leuthard 

cartoonexpress.ch
Martin und Jürg Guhl

dass ihnen eines Tages das 
gleiche Schicksal droht wie 
einst dem irakischen Diktator 
Saddam Hussein oder dem li-
byschen Herrscher Ghadaffi. 
Deshalb versucht Präsident 
Putin mit einer militärischen 
Stärkedemonstration in den 
südlichen Grenzländern oder 
mit einer intensiveren Ko-
operation (Türkei, China) 
den Fall der Dominosteine 
(die Entmachtung von Dikta- 
toren), der mit dem arabi-
schen Frühling in Nordafrika 
begann, vorzeitig zu stoppen. 
Der Wunschtraum, Russland 
eines Tages wieder mit den 
abtrünnigen Satellitenstaa-
ten zu vereinigen, prägt teilweise die russische Aus- 
senpolitik. 

In diesem Kontext ist auch die russische Besetzung der 
Krim und der Brückenbau zum russischen Festland 
zwecks Kontrolle des Zugangs zum Asowschen Meer 
zu sehen. Die von US-Präsident Trump vorgesehene 
Aufkündigung des Abkommens zur Beschränkung von 
atomar bestückten Mittelstreckenraketen sind ein kla-
res Zeichen dafür, dass Trump den Russen nicht traut, 
denn immer mehr Beweise belegen, dass Moskau den 

Bau moderner Mittelstrecken-Raketen und Flugzeuge 
insgeheim vorantreibt. 

Gefährliches Zusammenrücken von China und Russland
Besonders stark fürchten die USA ein Zusammenrücken 
von China und Russland. Die beiden Grossmächte haben 
ihre Kooperation seit 2014 im Energiebereich, im Mili-
tär und in der Technologie intensiviert. China fordert 
für den Zugang zu seinem riesigen Markt den Transfer 
von westlichem Know-how im Technologiebereich. Bis 
2025 will das Land zum Weltmarktführer in 10 wichti-

Fortsetzung auf Seite 4
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gen Technologiebereichen aufsteigen. China kauft auch 
innovationsträchtige Unternehmen, Rohstoffreserven 
und Agrarländereien im Ausland ein. Dagegen regt sich 
zunehmend Widerstand, zumal das Land kaum Gegen-
recht gewährt. China will vom Status der «Werkstatt 
der Welt» für billige Massenprodukte in eine Dienstleis-
tungs- und Hightech-Gesellschaft mutieren, wobei auch 
dem Umweltschutz ein höherer Stellenwert zukommen 
soll. 

Die neuen Seidenstrassen
«Willst du Wohlstand schaffen, dann baue eine Strasse!» 
Dieses alte chinesische Sprichwort kann durchaus als 
Leitmaxime für das gigantische Regierungsprogramm 
«One Belt, one Road», das neue Seidenstrasse-Projekt 
Chinas, betrachtet werden. Mit einem Finanzaufwand 
von bis zu 1’000 Mrd. Euro will China in den nächs-
ten Jahren in Handelswege nach Europa sowie in den 
Nahen Osten (Iran) und nach Afrika investieren. Mit 
einem Netz von grossangelegten Hafenanlagen, Verla-
destationen, Eisenbahnen und Autostrassen will China 
die Basis für seinen Handel von morgen legen. Diese 
Strategie steht in krassem Widerspruch zur derzeitigen 
US-Aussenwirtschaftspolitik, die sogar zu einem Zerfall 
der Welthandelsorganisation WTO führen könnte. 

Viele der künftigen Transporte werden mit der Bahn 
erfolgen. So existiert bereits heute eine 8’000 km lange 
Bahnlinie für Güterzüge aus der Region Nürnberg bis 
nach Sichuan in der chinesischen Provinzhauptstadt 
Chengdu. Damit halbiert sich die Transportzeit für 
Fracht gegenüber dem Seeweg auf rund 15 Tage. Mit 
dem Aufbau neuer Handelswege verbunden ist die Be-
setzung von wichtigen strategischen Punkten entlang 
dieser Verbindungswege mit militärischen Anlagen und 
Streitkräften. So bauen die Chinesen ihre militärische 
Präsenz auf zahlreichen Inseln aus, beispielsweise 
in der Nähe von Singapur. Die nächsten Jahre könn-
ten deshalb durchaus im Zeichen eines eskalierenden 
Machtkampfes zwischen den Grossmächten stehen. 

Bremsversuche mit wenig Erfolg
Um Chinas Aufstieg zu bremsen, versuchen die Ame-
rikaner, alle Hebel in Bewegung zu setzen, angefan-

gen beim Handelskrieg mit hohen Sonderzöllen bis zu 
Boykotten im Technologiebereich. Auch die Verhaftung 
der Finanzchefin von Huawei, dem weltgrössten G5-
Netzbauer und zweitgrössten Handyproduzenten der 
Welt, wegen möglicher Verstösse gegen die amerikani-
schen Iran-Sanktionen, muss aus dieser Optik gesehen 
werden. 

Dass die Amerikaner dabei auch chinesische Vergehen 
wie Cyberattacken, Diebstahl von geistigem Eigentum, 
Dumpingpreisvergehen etc. beklagen, erscheint in 
vielen Fällen bewiesen und gerechtfertigt. Per Saldo 
dürfte die bis vor kurzem noch forcierte internationale 
Arbeitsteilung und die Öffnung neuer Absatzmärkte 
versanden. Die Unternehmen müssen mit zusätzlichen 
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Der Zürcher Alt-Regierungsrat Markus Notter be-
klagt sich vor Medien bitterlich darüber, dass «die 
politische Debatte ums institutionelle Rahmenab-
kommen in die falsche Richtung läuft». 

Was soll dieses Gejammer? Wurde dieser Markus 
Notter von den Gegnern des Rahmenabkommens, 
organisiert im EU-No-Komitee, etwa nicht während 
Monaten aufgefordert und hofiert, in einer Grossver-
anstaltung – an welcher teilzunehmen Notter mehr-
fach «grundsätzlich» seine Bereitschaft erklärt hat-
te – mit Christoph Blocher öffentlich die Klinge zu 
diesem Abkommen zu kreuzen? Wurde ihm nicht 
mehrfach offeriert, für solche Grossveranstaltung 
Termin, Gesprächsleitung usw. frei bestimmen zu 
können? Und hat er, als endlich alles feststand, nicht 
plötzlich und feige Forfait erklärt mit der Ausrede, 
dass das Thema für eine öffentliche Auseinander-
setzung noch nicht reif genug sei? 

Eine Elite, die das Volk zum Pöbel zählt, liebt das In-
terview mit nie nachfragendem Redaktor sichtlich 
mehr als die öffentliche Diskussion. 

us
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Denunziert
Eine bestimmte Zeitung ist in der Schweiz 
am Kiosk nicht mehr erhältlich: Die «Jun-
ge Freiheit», eine deutsche Wochenzei-
tung. Sie ist aufgrund böswilliger poli- 
tischer Demarche aus den Auslagen ver-
schwunden. Eine Zeitung, die zweifellos 
eigenständige, vom sogenannten «Main-
stream» abweichende Standpunkte ihren 
Lesern vermittelt. 

Sie äussert sich betont kritisch zum Brüsseler Bürokratie- 
Apparat. Ein Grund, die «Junge Freiheit» zu verbieten? 

Sie kritisiert den Euro als marktuntauglich, die Stabilität der 
Währungsordnung zerrüttend. Ein Grund, die «Junge Frei-
heit» zu verbieten?

Sie kritisiert Frau Merkels «Willkommenskultur» 
– die Zulassung unkontrollierter, millionenfacher 
Masseneinwanderung. Ein Grund, die «Junge 
Freiheit» zu verbieten?

Sie weigert sich – in deutlichem Gegensatz zu  
obrigkeitshörigen Tages- und Wochenzeitungen – 
sauber recherchierte Tatsachen zur gewalttätigen 
Ausländerkriminalität der Öffentlichkeit vorzu-
enthalten. Ein Grund, die «Junge Freiheit» zu 
verbieten?

Sie verweigert sich obrigkeitlicher Weisung, über unhaltbare 
Zustände in Multikulti-Schulklassen nichts verlauten zu lassen. 
Ein Grund, die «Junge Freiheit» zu verbieten? 

Die «Junge Freiheit» wurde – vielfältigst verdächtigt – jah-
relang vom Deutschen Verfassungsschutz «beobachtet». Es 
bedurfte einer gerichtlichen Anordnung, diesen Gängelungs-
versuch abzublasen: Nie konnte der «Jungen Freiheit» verfas-
sungswidrige Berichterstattung nachgewiesen werden. Daraus 
resultiert eine Groteske: In ihren deutschen Niederlassungen 
muss die Kiosk-Gesellschaft, die in der Schweiz die «Junge 
Freiheit» aussperrt, deren Verkauf weiterhin gestatten. 

Nicht obrigkeitliche Weisung löste das Verkaufsverbot für die 
«Junge Freiheit» aus. Ein windiger Denunziant, Blick-Journa-
list, hat sie erreicht. Bedenklich, dass die Valora-Gruppe vor 
solch durchtriebenem Verstoss gegen die Pressefreiheit in die 
Knie sinkt. 

Da zieht also ein von der Pressefreiheit lebender Medienmann 
gegen die Pressefreiheit vom Leder. In der Schweiz lange als 
selbstverständlich geachtete Freiheiten geraten in Gefahr. Wer 
am Ausverkauf von Schweizer Eigenständigkeit und Selbstbe-
stimmung mitwirkt, verliert auch allen Respekt vor elementa-
ren Grundfreiheiten. Widerstand wird nötig.
 

Ulrich Schlüer

politischen Eingriffen in den Markt und mit Rechtsun-
sicherheit rechnen, was zwangsweise zu einer höheren 
Risikoprämie für Aktienanlagen führen muss. 

Chinas Vormarsch
Bis anhin dominierten die USA mit ihrem US-Dollar, 
den hochliquiden Aktien- und Bondmärkten, mit ih-
ren globalen Investmentbanken, ihren Hedge- und an-
deren Anlagefonds, mit ihren Rating-Agenturen und 
Rohstoffmärkten die Weltfinanzmärkte. Aber auch im 
Finanzbereich dringt China vor. Dies lässt sich auch an 
der Aufnahme des Renminbi in den IWF-Korb der Son-
derziehungsrechte und an der substanziellen Erhöhung 
der Gewichtung chinesischer Aktien im MSCI-EM Index 
über die Jahre ablesen. 

1988 wurde der EM-Index von MSCI mit Aktien aus 
10 Ländern geschaffen, die zusammen einen Anteil 
von 1 Prozent am Welt-Börsenindex erreichten. Heute 
sind darin Aktien aus 24 Ländern enthalten, die 10 
Prozent der Weltbörsenkapitalisierung ausmachen. 
Vor 20 Jahren war China noch nicht einmal im MSCI 
Emerging Markets vertreten. Ende 1997 gab China mit 
einer Gewichtung von 0,48 Prozent den Einstand. Nach 
zahlreichen Anpassungen erreichte die Gewichtung 
Chinas im MSCI EM-Index bis Ende Januar 2019 31,09 
Prozent. 

Diese Gewichtung besteht jedoch vornehmlich aus so 
genannten ADRs, chinesischen Aktien, die in Hong 
Kong oder in den USA kotiert sind. Nun sollen auch 
rein inländische China-Aktien (A-Aktien) in den Index 
aufgenommen und ihre Gewichtung von heute 0,71 auf 
3 Prozent erhöht werden. Damit erhöht sich die China-
Gewichtung auf 34.3 Prozent. Dennoch ist die Gewich-
tung im Vergleich zu den USA immer noch gering. 

Wegen des rasanten Wachstums der Indexfonds und 
ETFs in den letzten Jahren werden viele Vermögensver-
walter gezwungen sein, chinesische Bonds und Aktien 
hauptsächlich zulasten amerikanischer Wertpapiere zu 
erwerben. Sonst riskieren sie, hinter den massgeblichen 
Vergleichsindices zurückbleiben. 

(Fortsetzung folgt) Hans Kaufmann
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Unter dem Titel «Sieben grosse Mythen zum Instituti-
onellen Abkommen (InstA) und was wirklich dahinter 
steht» behauptet Economiesuisse einmal mehr Absur-
des. So zum Beispiel, das Abkommen «ermöglicht die 
Weiterführung und den Ausbau des bilateralen Weges». 
Tatsache ist: Brüssel und der Europäische Gerichtshof 
hätten in allen Fragen, die den Binnenmarkt betreffen, 
künftig allein das Sagen. Aber eben: Economiesuisse 
will Liebkind sein mit den ausländischen Managern von 
Grosskonzernen – und die FDP watschelt hintennach.

hf 

Es ist kaum zu fassen, mit welch abholder Sturheit und 
Naivität die FDP-Fraktion kürzlich am von EU-Anbetern 
geprägten Begriff «Weiterführung des bilateralen Weges» 
festhält. Nochmals als Nachhilfe für alle Begriffsverdreher: 
Bilaterale Abkommen werden zwischen zwei gleichwertigen 
Partnern im gegenseitigen Interesse auf gleicher Augenhö-
he, ohne Vorbedingungen, geschlossen. Drahtzieher Philipp 
Müller meinte, sich selbst widerlegend, eine dynamische, 
einseitige Übernahme von EU-Recht sei «hinnehmbar». 

Diese Zwangsübernahmen sind alles andere als eine Fort-
setzung des «bilateralen Weges». Sie sind ein unerhörter, 
dreister Anmassungsversuch der EU, dem unbequemen, 
ihre Grossmachtgelüste durchkreuzenden «geostrategi-
schen Unding» endgültig das Handwerk zu legen. Es ist die 
Sprache des Herrn zu seinem Knecht. Die Rhetorik Philipp 
Müllers lässt vermuten, dass er unsere Eigenstaatlichkeit 
bereits abgeschrieben hat. Das Bild einer eigenständigen 
Schweiz habe heute schon nichts mehr mit der Realität zu 
tun. 2014, als die EU ihre Absicht erstmals kundtat, äusser-
te sich derselbe Philipp Müller: «Wenn wir hier unterzeich-
nen, sind wir das unsouveränste Land Europas!» Aber wir 
wissen es: Alles «birreweiches» Geschwätz von gestern!

Es ist sicherlich auch legitim, Parallelen zur Vergangenheit 
zu ziehen. Hier ein Satz aus der Radioansprache Pilet-Go-
laz’, freisinniger Bundespräsident, vom 2. März 1940: «Der 
Zeitpunkt der inneren Wiedergeburt ist gekommen. Jeder 
Eidgenosse muss den «alten Menschen ablegen!» Der nazi-
freundliche Oberst Gustav Däniker gehörte ebenfalls dem 
Freisinn an. Er wurde von General Guisan abgesetzt und 
mit Festungshaft bestraft. Selbstverständlich waren auch 
damals nicht alle Freisinnigen Anpasser. NZZ-Chefredaktor 
und Nationalrat Willy Bretscher war ein Fels in der Bran-
dung und ein Bollwerk gegen die Nazis. 

Nachdem der aktuelle Fraktionschef Beat Walti zu feige ist, 
von der EU Nachverhandlungen zu verlangen, beschwört er 
die anpasserische und defätistische Haltung seiner Partei 
in den in sehr kritischen Tagen um 1940/41 erneut her-

auf. Hat er wohl seine innere Wiedergeburt in einem neuen 
Umfeld schon eingeleitet? Auch die «100 intellektuellen EU-
Anbeter» um Thomas Cottier müssen eingestehen, dass es 
weder eine «veraltete», noch eine «geteilte» oder «koope-
rative Souveränität» gibt. Es gibt nur die eine unteilbare, 
selbstbestimmende Souveränität eines Volkes.

Es ist beklemmend, wie die FDP unsere über 700-jährige, 
traditionsreiche Geschichte für ein mickriges Linsenmus 
an ein paar wirtschaftlich Privilegierte verramscht. An der 
Tagung in Engelberg wurde kein Wort über den Totalverlust 
unserer Souveränität und unsere verbrieften Volksrechte 
verloren. Einzig die Wirtschaft soll sich zu Lasten des «nie-
deren» Volkes weiterhin bereichern dürfen, das zusammen 
mit dem Verlust seiner Selbstbestimmung im eigenen Land 
jegliche Selbstachtung und Ehre zu verlieren droht! 

Ein JA zum vorliegenden, von der EU diktierten Rahmen-
vertrag mit fremden Richtern, und damit zum späteren 
Vollbeitritt, wäre für unser Volk eine unzumutbare De-
mütigung und ein noch nie da gewesener Kulturschock. 
Die Schweizer Wirtschaftseliten sind die Interessenver-
treter, die in unserem Namen ihre eigenen Interessen 
vertreten. Profitgier und horrende Boni für das Top-Ma-
nagement sind ihr einziges Ziel.

Robert Nieth, Walchwil

FDP-Kniefall vor Brüssel

Von allen guten Geistern verlassen?
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Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie 

 Fremde Waffen, fremdes Recht 
von Hermann Lei, Kantonsrat und Vizepräsident kantonale Offiziersgesellschaft Thurgau, Frauenfeld

Beim Schengen-Dublin-Vertrag wird im Kleinen durchexerziert, was der Schweiz beim Rahmenabkommen flächendeckend 
blüht: die Übernahme von fremdem Recht.
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In den
Nationalrat

Im Februar 2019 erklärte Bun-
desrätin Karin Keller-Sutter, 
nur die Umsetzung der EU-
Waffenrichtlinie ermögliche 
es der Schweiz, im Schengen/
Dublin-Verbund zu verbleiben. 
Diese habe zum Ziel, den Miss-
brauch von Schusswaffen durch 
Kriminelle zu bekämpfen, und 
schliesslich seien die Änderun-

gen so geringfügig, dass die Schweizer Schützentradi-
tion unangetastet bleibe. Gekrönt wurden die Ausfüh-
rungen vom Satz «Niemand wird entwaffnet». 

Antiwaffen-Aktivisten 
Bei der neuen EU-Waffenrichtlinie haben sich in Brüs-
sel die Anti-Waffen-Aktivisten durchgesetzt, denen 
Waffen aus Prinzip ein Dorn im Auge sind. Grossen 
Einfluss hatten zwei EU-Beamte, Cäcilia Malmstöm, 
ehemalige EU-Kommissarin, und Fabio Marini, Leiter 
der Arbeitsgruppe Schusswaffen. Ihnen ging es nie um 
mehr Sicherheit, sondern stets um die Durchsetzung 
ihrer eigenen politischen Agenda – unterstützt durch 
Anti-Waffen-Aktivisten, insbesondere aus Grossbri-
tannien. Die Problematik des illegalen Handels vor al-
lem mit Schusswaffen aus Arsenalen der ehemaligen 
jugoslawischen und albanischen Armee wird hingegen 
von der EU gar nicht erst angegangen.
 
Meldepflicht, Tests, Verbote 
Entwaffnet würden stattdessen die Schweizer Schüt-
zen: Die EU-Waffenrichtlinie führt zum Verbot unter 
anderem der zivilen Versionen der Armeesturmgeweh-
re 57 und 90. Diese beiden Gewehrmodelle machen al-
leine etwa 80 Prozent der im Schiesssport verwendeten 
Waffen aus. Der Schiesssport könnte also fast nur noch 
mit verbotenen Waffen ausgeübt werden. Wer eine un-
ter das Verbot fallende Waffe besitzt, müsste sie den 
Behörden melden. Das sportliche Schiessen mit den 
in dynamischen Disziplinen beliebten Teleskop- und 
Klappschaftwaffen würde ebenfalls verboten. Ab 2020 
träten weitere Verschärfungen in Kraft. Gemäss einem 
Bericht des Bundesamtes für Polizei vom Herbst 2017 
käme als Nächstes ein absolutes Verbot aller Halb- 
und Vollautomaten für Private, medizinische und psy-
chologische Tests als generelle Voraussetzung für den 
Erwerb und Besitz von allen anderen Feuerwaffen und 
das Verbot der Übernahme der persönlichen Dienst-
waffe in den Privatbesitz. Der Satz «Niemand wird 
entwaffnet» stimmt also – wenn schon – nur für die 
Kriminellen. 

Kein Automatismus
Kommen wir nun zur Aussage der Bundesrätin, dass wir 
bei einer Annahme des Referendums quasi auf die Gna-
de aller Mitgliedsstaaten angewiesen wären, um nicht 
aus Schengen/Dublin ausgeschlossen zu werden. Auch 
das trifft nicht zu: Laut Artikel 7 des Assoziierungsab-
kommens würde nach Annahme des Referendums das 
Schengenabkommen erst dann als beendet angesehen 
werden, wenn der Gemischte Ausschuss, bestehend aus 
Vertretern des Bundesrates, des Europäischen Rates und 
der europäischen Kommission, innerhalb von 90 Tagen 
nach sorgfältiger Prüfung der Möglichkeiten zur Fortset-
zung des Abkommens dies beschliesst. Es besteht also 
ausdrücklich kein Automatismus, wie suggeriert wird. 
Zudem gilt es festzuhalten, dass die Schengenstaaten ein 
vitales Interesse daran haben, dass die Schweiz weiterhin 
dabei ist, denn kein anderes Land speist das Schengener 
Informationssystem mit einer solchen Qualität und Quan-
tität an Daten wie die Schweiz. 

Illegal ist egal
Es geht der EU also nur vordergründig um die Be-
kämpfung von Terrorismus und Kriminalität. Wäre 
es anders, so wäre EUROPOL mit mehr Mitteln und 
Kompetenzen ausgestattet worden, um den illegalen 
Waffenhandel effizient zu bekämpfen. Stattdessen 
setzt die EU auf Aktionismus, der die Falschen trifft, 
nämlich die eigenen Bürger. In der Schweiz wären die 
Einschnitte besonders dramatisch, zumal wir ein li-
berales und taugliches Waffengesetz haben, dass den 
mündigen Bürger nicht zum Bittsteller degradiert. 

Darum befürworte ich das Referendum zur EU-Waffen-
richtlinie am kommenden 19. Mai.

Hermann Lei
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Leserbriefe
Ungeheuerlich
Ich erachte das angebliche Zitat eines ehemaligen 
ETH-Professors (s. «Nazikeule», Nr. 23/2018) «Wir 
waren alle ein bisschen Nazis, und Auschwitz liegt 
(auch) in der Schweiz» als ungeheuerlich. Ich erlebte 
damals als Primarschüler eine ganz andere Schweiz. 
So mussten meine Mutter und viele andere Frauen 
bis zum Umfallen die eingerückten Männer auf Hö-
fen und Betrieben ersetzen – für derart blödes pro-
fessorales Geschwätz hatten sie keine Zeit. Auch die 
Wehrmänner hatten an der Grenze andere Sorgen. 
Die «aufgeklärten» Patrioten hingegen erfanden al-
lerlei Nestbeschmutzer-Geschichten – beispielsweise 
über deutsche Geschütze, die bei einem frei erfunde-
nen Eisenbahnunglück in Thun angeblich von SBB-
Güterwagen fielen. Die «kritischen» Historiker lebten 
damals noch nicht. Viel zu selten wird ihnen und ihren 
Halb- und Unwahrheiten widersprochen. Ich erinnere 
mich noch an die «professionelle» Präsentation, als 
die Lüge über das «J» in den Pässen der deutschen 
Juden – angeblich von Rothmund erfunden – mir die 
Schamröte ins Gesicht trieb. Die Aussage eines andern 
«aufgeklärten» Professors, General Guisan habe das 
Gros der Armee als «Demutsgeste gegenüber Hitler» 
ins Réduit zurückgezogen, weil er die Hosen voll ge-
habt habe, ist in ihrer Absurdität und Dummheit nicht 
zu überbieten. Und diese Herrschaften wollen die Elite 
unseres Landes sein?

Josef Brunner, Oberwil BL

«Klartext zu Eritrea» – eine Korrektur
Einige Leser der «Schweizerzeit» haben meinen Bei-
trag «Klartext zu Eritrea» (Nr. 4/2019) zu Recht bean-
standet, weil der von der südafrikanischen Wochenzei-
tung «Mail&Guardian» gelobte Abity Ahmed Präsident 
von Äthiopien und nicht, wie in meinem Beitrag darge-
stellt, von Eritrea ist. Ich entschuldige mich für diesen 
groben Fehler bei Leserschaft, Redaktion und Verlag 
der «Schweizerzeit» und versichere gleichzeitig, dass 
es in keiner Weise meine Absicht war, eine «fake-
news» zu produzieren, um die Schweizer Asylpolitik 
zu diskreditieren.

Jürg L. Steinacher, Walchwil

Eine Agrarpolitik für die Lebensmittelindustrie?
Die abgetretene Bundesrätin Leuthard, welche von 2006 
bis 2010 auch Schweizer Agrarministerin war, wurde 
von den Grossverteilern Migros und Coop, welche 75 Pro-
zent des Schweizer Detailhandels beherrschen, als künf-
tige Verwaltungsrätin umworben. Das Rennen hat nun 
Coop gemacht. Dieser «Jobwechsel» erinnert «BIG-M» 
(Basisorganisation für einen fairen Milchmarkt) an den 
Jobwechsel von alt Bundesrat Josef Deiss, Agrarminister 
von 2003 bis 2006. Nach seinem Rücktritt nahm er Ein-
sitz im Verwaltungsrat des grössten Milchverarbeiters 
EMMI. Bei beiden Magistraten stand das Bundesamt für 
Landwirtschaft unter der Leitung von Direktor Manfred 

Bötsch. Dieser wechselte nach seinem Rücktritt zur Mi-
gros und wurde dort Leiter der Direktion Nachhaltigkeit. 
Was BIG-M kritisiert, ist die Tatsache, dass die Agrarpo-
litik einseitig zugunsten der Lebensmittelindustrie und 
des Detailhandels ausgerichtet ist. Anders lässt sich nicht 
erklären, warum die Politiker bloss zuschauen, wie sich 
die Schweizer Milchbauern mit Überschüssen zugrunde 
melken, während Verarbeitung und Handel Rekordge-
winne schreiben. Dass ehemalige Agrarminister dann 
mit einem VR-Mandat belohnt werden, wundert uns nicht. 
Wir sind gespannt, welche Mandate dem soeben abge-
tretenen Agrarminister Schneider-Ammann dereinst 
angeboten werden.

BIG-M (http://www.faire-milch.ch)

Kredit- und Hypothekenvergabe durch die PostFinance?
Gott behüte! Noch eine grosse erfolgreiche staatsnahe 
Unternehmung? Das wäre schlimm für die Schweiz! Die 
Chinesen operieren zwar seit langem erfolgreich mit 
staatsnahen Unternehmungen. Aber diese bösen Kommu-
nisten können doch kein Vorbild für die Schweiz abgeben!

Alex Schneider, Küttigen

Der CEO der ZKB unterstützt den Rahmenvertrag 
Ich bin erstaunt, dass Martin Scholl, CEO der Zürcher 
Kantonalbank, im Interview mit der «Weltwoche» 
(Nr.10/2019)  nicht erkennt, dass die Staatsgarantie bei 
Annahme des Rahmenvertrags mit der EU mit grosser 
Wahrscheinlichkeit dahinfällt. Man kann zwar geteilter 
Meinung sein, ob die Staatsgarantie aus liberaler Sicht 
noch zeitgemäss ist. Sicher ist sie jedoch für viele ZKB-
Kunden ein wichtiger Grund, bei dieser Bank zu sein. 
Es bleibt Martin Scholl als Bürger unbenommen, dem 
Rahmenvertrag zuzustimmen. Als CEO der ZKB wäre er 
jedoch gut beraten, in dieser Frage etwas zurückhalten-
der zu sein. Ich überlege mir sonst ernsthaft, ob ich als 
entschiedener Gegner dieses Vertrags weiterhin mit einer 
Bank verkehren soll, deren CEO jene unterstützt, welche 
die Unabhängigkeit der Schweiz sowie unsere direkte 
Demokratie für ein Butterbrot verkaufen wollen.

Hans Allenspach, Wiesendangen

Es fehlen die Patrons früherer Zeiten
Dass die Bauernfamilien – vor allem die Frauen – während 
dem Zweiten Weltkrieg Übermässiges leisten mussten, um 
die Bevölkerung (auch die Arbeiter) ernähren zu können, 
davon wollen die Linken heute nichts mehr wissen. Des-
halb kommt es ihnen entgegen, dass Johann Schneider-
Ammann gute Exportbeziehungen unterstützt hat. Er hat 
ja seinerzeit für seine Produkte auch eine Exportrisikoga-
rantie erhalten, und die ärmsten Länder können das Han-
delsdefizit nur mit den billig in die Schweiz importierten 
landwirtschaftlichen Produkten ausgleichen. Das stört die 
Linken aber nicht. Lieber fluchen sie über die Subventio-
nen an die Bauern, sind aber oft nicht bereit, angemessene 
Preise für deren hochwertige Nahrungsmittel zu bezahlen. 
Wir brauchen in der Schweiz gesunde Familienbetriebe, 
nicht riesige Bio-Grossbetriebe, die übermässige Bewirt-
schaftungsbeiträge erhalten.

Erwin Hassler, Wynau
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Der Eigenmietwert, der bekanntlich ein fiktives Einkom-
men besteuert, muss endlich abgeschafft werden. Er ist 
nicht nur ärgerlich, sondern kommt einer Bestrafung der 
Wohneigentümer gleich. Sie haben das Geld, mit dem sie 
die Liegenschaft gekauft haben, bereits als Einkommen 
versteuert. Darauf zahlen sie dann die Vermögenssteuern 
und zusätzlich den erwähnten fiktiven Eigenmietwert, von 
dem sie jedoch keinen Rappen sehen. Alle schönen Beteue-
rungen, dass das Wohneigentum gefördert werden müsse, 
weil es die Bindung und die Verantwortung zum Wohnort 
und zur Umgebung vertiefe, werden so zu Farce.

Wir haben derzeit in der Schweiz eine Wohneigentumsquote 
von 38 Prozent, im Kanton Zürich von 29 Prozent. Obwohl 
davon ausgegangen werden kann, dass es in nächster Zeit 
nicht zu Zinserhöhungen bei Wohnhypotheken kommen 
wird, ist Wohneigentum im Kanton Zürich bei den aktuel-
len Preisen für viele nicht mehr erschwinglich. Der Eigen-
mietwert verschlechtert die Situation zusätzlich. Viele junge 
Familien können davon ein Lied singen.

Wer argumentiert, mit dem Eigenmietwert müsse gleich-
zeitig auch der steuerliche Abzug von Unterhaltskosten 
gänzlich wegfallen, muss an das Motiv für die seinerzeitige 
Einführung des Eigenmietwertes erinnert werden: Er wur-
de in den schwierigen 30er Jahren vom Bund als «Krisen-

Er ist ein Schweizer Star-Psychiater …
… und hat u.a. das Fachbuch «Kos-
ten-Nutzen-Effizienz von Therapien» 
verfasst. Er ist Stabschef des Zürcher 
Amtes für Justizvollzug und setzt sich 
öffentlich und ohne Schamröte im 
Gesicht dafür ein, dass Schweizer IS-
Dschihadisten heimkehren. Und ihre 
Opfer, verscharrt im Wüstensand? Pi-
kiertes Schweigen! 

Jüngst gab er der nationalen «Yellow Press» ein Inter-
view. Hier die markantesten Passagen mit meinem Kurz-
kommentar. Die Rede ist von Professor Jérome Endrass, 
Schweizer Forensik-Psychiater und Stabschef des obge-
nannten Amtes. 

Endrass: «Bei gewaltbereiten (Schweizer) IS-Sympathi-
santen sind nach erfolgtem Resozialisierungsprogramm 
die Rückfallraten tief.»

Kommentar: Und wenn’s nicht hinhaut, können sie sich zur 
Auslebung ihrer Tötungslust ja immer noch erneut den Rest-
beständen des IS anschliessen und weitermorden. Haupt-
sache, die forensische Psychiatrie durfte ihre Theorien in 
der Praxis erproben. 

«Schweizer IS-Verbrecher, die unterm Deckmantel der 
Ideologie handeln, können in die Zivilgesellschaft zurück-
kehren.»

Genau dies entspricht ja unserer gesellschaftlichen Zielset-
zung: Wir lassen sie dort morden und breiten dann die Arme 
weit aus zum heimatlichen Willkommensgruss.

«Die hiesige Vormundschaftsbehörde entscheidet, ob heim-
kehrende Schweizer IS-Mütter ausreichend Erziehungsfä-
higkeit besitzen.»

Das haben sie doch mit ihrer Bereitschaft in Auslebung müt-
terlicher Instinkte, den IS-Mördern als Freudenspenderinnen 
zu dienen, zur Genüge bewiesen. 

«Dass viele dieser Schweizer Mütter ihr Kind nach einem 
Terror-Fürsten benannten, ist hier kein Problem, wenn es 
ein häufiger Name ist.»

Das wird all jene trösten, die vom Kindsvater und Terroristen 
in Personalunion bestialisch ermordet wurden. Wie es gewiss 
auch den Täter beruhigt, dass die Frucht seiner Lenden in 
der Schweiz beste Aufnahme findet. 

*
Herr Professor Endrass, um des Himmels und der Vernunft 
willen: Diese Schweizer IS-Mitglieder mit Heimwehgedan-
ken haben dort unter dem Diktat des «IS» den Hebel ihrer 
AK-47 auf Serienfeuer gestellt und wehrlosen Menschen 
in Bauch, Brust und Kopf geschossen – auch Kindern! Für 
die Heimkehr solcher Leute kämpfen Sie?

Charly Pichler pichler@thurweb.ch

abgabe» eingeführt – und hat sich flugs zur permanenten 
Steuer entwickelt. 

Als Direktbetroffene bin ich der ständerätlichen Wirt-
schaftskommission dankbar, dass sie nun taugliche Va-
rianten zur Abschaffung des Eigenmietwerts in die Ver-
nehmlassung schickt. Ich unterstütze dieses Ziel aus voller 
Überzeugung und möchte auch als Kantonsrätin weiterhin 
meinen Beitrag zur Förderung des Wohneigentums leisten.  

Nina Fehr Düsel, Kantonsrätin SVP, Küsnacht 

Der Eigenmietwert muss endlich fallen
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Ausbeutung mit besten Absichten
Die Nachricht schlug wie eine Bombe ein: 
Die Umweltschutzorganisation «World 
Wildlife Fund for Nature» (WWF) soll 
Wildhüter finanziell und logistisch un-
terstützt haben, die schwerste Menschen-
rechtsverletzungen begangen haben. Die 
fundierte Recherche stammt von Journa-
listen in Zusammenarbeit mit dem On-

line-Magazin «Buzzfeed». So soll in Kongo-Kinshasa der 
grösste Nationalpark von einem WWF-Mitglied geführt 
worden sein, dem paramilitärische Milizen direkt unter-
stellt waren. Diese wiederum sollen mit Unterstützung des 
WWF Wilderer sowie unbeteiligte Einheimische gefoltert, 
vergewaltigt oder gar ermordet haben.

Treffen die Vorwürfe zu, so wäre die Organisation mit dem 
niedlichen Panda mitverantwortlich für schwerste Gräuel-
taten im Namen bester Absichten. Der WWF wäre unter 
Hilfsorganisationen aber nicht das erste schwarze Schaf: 
Erst letztes Jahr wurde einer breiten Öffentlichkeit bekannt, 
dass Mitarbeiter des Hilfswerks Oxfam Menschen in Kri-
senregionen ausbeuteten. Oxfam war sich nie zu schade, 
offiziell eine angeblich aufreissende Kluft zwischen Arm 
und Reich zu geisseln. Dann wurde publik, dass Oxfam-

Mitarbeiter in Krisenregionen Orgien mit Prostituierten 
veranstalteten und Hilfsbedürftige erpressten. Die Skanda-
le der vermeintlich «Guten» haben viel mit der weitverbrei-
teten «political correctness» zu tun. Ein banales Statement 
für Toleranz, vielleicht noch eine Mitgliedschaft in einer 
linken Partei – und schon gehört man zu den Guten. Wer 
dann noch bei ein paar Wochen Hilfsarbeit die Luft von 
Entwicklungsländern geschnuppert hat, scheint endgültig 
heilig gesprochen und dazu berufen, das Gute zu lehren.

«Gut» und «gut gemeint» sind aber oftmals Gegensätze. Der 
Glaube, selbst für das Gute Partei ergriffen zu haben, führt 
zu moralischer Überheblichkeit und mangelnder Selbstkri-
tik. Derartige Eiferer sind dann auch besonders anfällig, 
für den Zweck jegliches Mittel zu legitimieren. In angeblich 
bester Absicht wurden bereits in den vergangenen Jahrhun-
derten die schlimmsten Verbrechen begangen, sei es durch 
die Jakobiner in der Französischen Revolution oder durch 
die Sozialisten im Namen von Fortschritt und Gleichheit.

Wer viel von andern fordert, muss diesen hohen Massstäben 
auch selbst genügen. Wer aber im Namen des Guten Gesetze 
missachtet, ist lediglich ein Krimineller.

Patrick Freudiger
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«Kulturelle Haftsensibilität»

 Freibrief für Vergewaltiger 
 und Mörder?
von Andreas von Rétyi, islamkritischer Journalist und Buchautor, München

Immer wieder kommen straffällige Asylanten mit ungewöhnlich milden Strafen davon. Intensivtäter gelten als traumatisiert, 
und die Justiz macht wegen des abweichenden kulturellen Hintergrunds der Verbrecher gern «Haftempfindlichkeit» geltend.

Am 31. Juli 2018 ma-
chen Spaziergänger ei-
nen schrecklichen Fund. 
Auf einem Spielplatz an 
der Gartenstrasse in 
Hannover stossen sie 
auf die entblösste Lei-
che einer älteren Frau. 
Als Tatverdächtiger 
wird anhand von DNA-
Proben Mohamad A. 
gefasst, ein abgelehn-
ter Asylbewerber. Sein 
Opfer, die obdachlose 
Susanne M., war unter-

wegs, um Pfandflaschen zu sammeln, als der 48-jäh-
rige Sudanese über sie herfiel, sie vergewaltigte und 
erwürgte. 

Am 25. Januar 2019 begann der Prozess gegen Mo-
hamad A. Die Staatsanwaltschaft forderte 13 Jahre 
Haft. Der Mörder habe den Tod der Frau «billigend in 
Kauf genommen… Es kam dem Angeklagten darauf 
an, seinen Geschlechtstrieb zu befriedigen. Ihm war 
bewusst, wie gefährlich seine Handlungen sind.» Der 
Ermittlungsrichterin liess der Täter erklären, dass er 
für den Sex bezahlt habe, 30 Euro. Die Frau sei aber 
nicht bereit gewesen, weiter mitzumachen. Er habe sie 
daraufhin am Hals gepackt und die Vergewaltigung 
fortgesetzt. Der Verteidiger: «Mein Mandant wird sich 
eventuell im Prozess zum Vorwurf äussern.»

Lügen, nichts als Lügen
Die Ermittlungsrichterin trat dann selbst als Zeugin 
auf. Ihre Aussage: «Er sagte: Ich habe bezahlt, da 
mach’ ich das auch zu Ende.» Dass sein Opfer bereits 
nicht mehr am Leben war, sei ihm nicht aufgefallen. 
Wenn jemand einen Menschen auf diese lang andau-
ernde, qualvolle Weise umbringt, dann zielt er ganz 
entschlossen auf die Tötung ab. Umso unglaubhafter 
die Behauptung, den Tod der gewürgten Person gar 
nicht wahrgenommen zu haben. 

2014 nach Deutschland gekommen, war der Mörder 
immer wieder mit dem Gesetz in Konflikt geraten. Er 
führte elf Aliasnamen, bestahl einen Obdachlosen, fiel 
wegen Marihuana-Besitz und Alkoholsucht auf. Zwei-
mal schon hatte er Frauen sexuell belästigt.

«Wird schon gut gehen»
Jedes Mal kam er mit einer Strafe auf Bewährung da-
von – bis zum Mord an Susanna M. Vor Gericht gestand 
Mohamad A. die Tat, zeigte Reue: Es tue ihm leid, das 
Verbrechen begangen zu haben. Er wolle sich auch 
therapieren lassen und Deutsch lernen, beteuerte er 
vor der Urteilsverkündigung. Wie vorbildlich! Und die 
Verteidigung hatte noch einen Trumpf im Ärmel: Mo-
hamad sei «traumatisiert», das müsse bei der Urteils-
findung berücksichtigt werden. 

Nicht umsonst werden viele Asylanten bei ihrer An-
kunft in Europa darauf getrimmt, glaubwürdig den 
Traumatisierten zu spielen. Auf jeden Fall hoffte die 
Verteidigung, die Strafe auf 11 Jahre Haft reduzie-
ren zu können. Richter Wolfgang Rosenbusch zeig-
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te sich gleichfalls verständnisvoll. Seine Äusserung 
gegenüber dem Angeklagten bedarf keines weiteren 
Kommentars: «Wir gehen davon aus, dass Sie davon 
ausgegangen sind, das wird schon gutgehen.»

Wovon Mohamad in jenen Momenten ausging oder 
nicht, sei dahingestellt. Wie er selbst sagte, habe er 
kurz zuvor Alkohol und Kokain konsumiert. Die Sucht 
von A. diente der Verteidigung als weiterer mildern-
der Umstand. Der Richter schraubte das Strafmass 
sogar noch unter die Erwartungen der Verteidigung 
herunter: 10 Jahre Haft für Mohamad A. «Wenn alles 
gut geht», so der Verteidiger, könne der Täter bereits 
nach 5 Jahren wieder frei sein.

«Fremdenbonus» 
Bereits im April 2018 hatte ein Urteil des Zwickauer 
Landgerichts für allgemeine Sprachlosigkeit gesorgt. 
Der 28-jährige Algerier Adel S. hatte innerhalb von 
nur sieben Monaten sechs Straftaten verübt, darunter 
schwere Körperverletzung – ein Intensivtäter also. Das 
Zwickauer Amtsgericht verurteilte ihn anfangs zu 3 ½ 
Jahren Haft. 

Adel S. ist damit allerdings nicht «zufrieden», geht in 
Berufung. Wahrscheinlich hat ihn sein Anwalt infor-
miert, dass er einen Fremdenbonus für sich in An-
spruch nehmen könne – er sei mit Kultur und Sprache 
nicht vertraut. Und so urteilt der nächste Richter um 
ein ganzes Haftjahr milder: «Als Ausländer leiden Sie 
unter erhöhter Haftempfindlichkeit».

Der Fall Susanna M. belegt erneut, was sich mit «Haft-
empfindlichkeit» erreichen lässt. Beispiele dafür gibt 
es ohnehin genug. Der 22-jährige Afghane Jama B. ver-
geht sich im März 2016 sexuell schwer an einem vier-
jährigen irakischen Jungen. Anstelle der Höchststrafe 
von 15 Jahren kommt der Täter mit 2 Jahren und 4 
Monaten davon. Ein Mann aus Ghana vergewaltigt in 
einer Schule eine 15-Jährige – nur 3 Jahre Gefängnis, 
«Haftempfindlichkeit». Im psychologischen Gutachten 
wird u.a. eine «scheussliche Geschwulst» genannt, die 
dem Täter Sorgen mache. 

«Wir verpflichten uns ...»
Der auch von Deutschland unterzeichnete Migrations-
pakt, der jedes seiner 23 Ziele mit den Worten: «Wir 
verpflichten uns ...» einleitet, führt unter Ziel 13 auf: 
«Freiheitsentziehung bei Migranten nur als letztes Mit-
tel und Bemühung um Alternativen.» Da heisst es un-
ter anderem: «Wir werden die negativen und potenziell 
anhaltenden Auswirkungen einer Freiheitsentziehung 
bei Migranten verringern, indem ordnungsgemässe Ver-
fahren und Verhältnismässigkeiten garantiert werden 
sowie gewährleistet wird, dass die Freiheitsentziehung 
von minimaler Dauer ist». Glücklicherweise gibt es ja die 
kulturelle «Haftempfindlichkeit» oder «Haftsensibilität».

Andreas von Rétyi
Abdruck aus «KOPP exklusiv 07/19», mit freundlicher
Genehmigung des Verlags.

Bundesland Nordrhein-Westfalen

Vorschrift zur Verhaltensweise der Polizei-
beamten in Sachen Ausländerkriminalität
vom 13. Juli 2017

Verfahrensweise (…)
2.2. Falls die Straftat von einem Flüchtling, Asylbewer-
ber oder von einer Person mit Migrationshintergrund 
(auch gruppenweise) begangen wurde, sollten jegliche 
Kontakte mit den Massenmedien ausgeschlossen werden.

2.5. Falls das Polizeidelikt von einem Flüchtling, Asylbe-
werber oder von einer Person mit Migrationshintergrund 
(auch gruppenweise) begangen wurde, soll das Strafver-
fahren nicht eingeleitet werden, sondern ein Verweis er-
teilt werden. 

*

Und wie steht es in der Schweiz, wo man die Nationali- 
tät ausländischer Krimineller verheimlichen will?

Wo sind viele Muslime heutzutage nicht mehr glück-
lich? Sie sind nicht glücklich in Gaza, im Iran, im 
Irak, im Libanon, im Jemen, in Afghanistan, in Pa-
kistan, in Syrien, in Ägypten, in Libyen, in Marokko.

Also, wo sind sie denn glücklich? Sie sind glücklich 
in der Schweiz, in Kanada, in England, in den USA, 
in Frankreich, in Deutschland, in Italien, in Schwe-
den, in Dänemark, in Österreich, in Norwegen – also 
eigentlich in jedem Land, das nicht muslimisch ist.
 
Und wem haben sie trotzdem etwas vorzuwerfen? 
Nicht etwa dem Islam, und nicht etwa ihren Füh-
rern – und schon gar nicht sich selbst! Sondern sie 
tadeln die Länder, in denen sie glücklich sind! Und 
sie wollen uns die Kultur ihrer Heimatländer auf-
drängen – wo sie nicht glücklich waren. Für mich 
hat das keine Logik. Oder habe ich da vielleicht et-
was falsch verstanden?                              

al
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Simonetta Sommaruga: Klima-Demonstrantin

 Mehr Tote, dafür mehr Einwanderer?
Simonetta Sommaruga, neuerdings Verkehrsministerin, hört lieber auf Teenager und auf Medien, als dass sie die Stimmbürger 
respektiert.

Seitdem Teenager demonstrieren, will Bundesrätin Som-
maruga sichtbar handeln. Das Feindbild steht, der Me-
dienapplaus dafür ist ihr gesichert. Der Feldzug gegen 
Offroader ist eröffnet. Ob Frau Sommaruga glaubt, mit 
dem Angriff auf Offroader ihre ganz persönliche Verant-
wortung, ihre schwere Schuld am grassierenden Energie-
verschleiss, an Abgaswolken und Abfall-Lawinen vertu-
schen zu können?

Einwanderungs-Fakten
Frau Sommaruga ist eine Hauptschuldige der Nichtum-
setzung der von Volk und Ständen verfügten Absage an 
die Masseneinwanderung. Will sie behaupten, Massenein-
wanderung habe nichts mit Energieverschleiss, mit Klima- 

beeinflussung, mit Umweltverschmutzung, mit 
Raubbau an Rohstoffen zu tun? 

2019 entwickelt sich zum Jahrhundertjahr bei-
spielloser Heuchelei. In Szene gesetzt durch Bun-
desbern einerseits, durch den hiesigen Medien-
Eintopf anderseits. Die Medien – die sich ganz 
in den Dienst des Volksentscheide verachtenden 
Bundesbern stellen – wollen uns in demonstrati-
ver Einseitigkeit einreden, die Einwanderung aus 

der EU – untermittelbare Konsequenz der Personenfrei-
zügigkeit – habe sich «auf tiefem Niveau stabilisiert». Mit 
dieser Behauptung entwickelt sich der Medien-Eintopf zur 
Lügenpresse:

2018 betrug der Einwanderungsüberschuss allein aus der 
EU rund 55’000 Personen. Als die Schweiz zur Personen-
freizügigkeit verführt wurde, versprach der Bundesrat 
selbst im Abstimmungsbüchlein, mit mehr als 8’000 Ein-
wanderern jährlich aus der EU sei kaum je zu rechnen. 
Gekommen sind im letzten Jahr aber 55’000 – siebenmal 
mehr als versprochen. Die Medien – unwidersprochen, ja 
belobigt von Bundesbern – etikettieren dies als «auf tiefem 

Niveau stabilisiert» – nur weil auch schon 90’000 gekom-
men sind: Lügenpresse!

Energieverschleiss
EU-Einwanderer kommen nahezu ausnahmslos aus Län-
dern, wo der öffentliche Verkehr ein Schattendasein fristet. 
Dafür haben viele zwei Autos. Ob diese abgasfrei zirkulie-
ren? Ob die EU-Einwanderer in Erdlöchern leben – ohne 
Heizungen, ohne TV, ohne Kochherde, keiner Schulen für 
ihre Kinder bedürfend, nie ein Open-Air, nie ein Kino be-
suchend, nie einen Zug, nie ein Tram benutzend?

Wer gegen klimaverändernden Energieverschleiss demons-
triert, die Masseneinwanderung dabei aber totschweigt, 
ist bestenfalls ein ahnungsloser Besserwisser – oder aber 
ein ruchloser Scharlatan. Umweltbedrohung geht nicht von 
Offroadern aus – sehr wohl aber von den Förderern der 
Masseneinwanderung. 

Übrigens: Offroader – wir besassen nie ein solches Fahrzeug 
und werden nie eines anschaffen – sind Autos, die immerhin 
höhere Sicherheit gewährleisten als kleine Blechbüchsen. 
Will Frau Sommaruga die Zahl der Unfallopfer erhöhen, auf 
dass noch mehr Einwanderer hier Platz bekommen sollen? 
Eine zynische, vielleicht aber doch nicht ganz unzutreffende 
Mutmassung.

Ausverkaufs-Absichten
Was treibt die Medien, was treibt Bundesbern an, wenn sie 
die bedrohlichen Folgen verleugnen, die vom Vollpferchen 
der Schweiz mit Menschen aus allen Erdteilen ausgehen? 
Ihr Kalkül ist durchsichtig: Sie verbreiten ihre Lüge von 
der allmählich schwindenden Einwanderung, weil sie die 
Stimmbürger im Wahljahr glauben machen wollen, der 
SVP gingen die Themen aus. Schliesslich nähern wir uns 
der wichtigsten Abstimmung der letzten und der nächsten 
Jahrzehnte – jener über den Rahmenvertrag mit der EU. 

Bei dieser Abstimmung geht es darum, ob die Schweiz ihre 
Eigenständigkeit, ihre Selbständigkeit zu behaupten ver-
mag, oder ob sie als Untertanin dem Brüsseler Bürokratie-
Apparat unterworfen wird. Sein oder Nichtsein heisst die 
Alternative. Im engsten Verbund mit den Medien setzt Bun-
desbern schon heute alles daran, die SVP zu schwächen, auf 
dass sich der von Medien und allen Parteien – mit Ausnah-
me von SVP und EDU – beabsichtigte Ausverkauf schweize-
rischer Eigenständigkeit diesmal durchsetzen lässt. 

Ob die Bürgerinnen und Bürger auf das trübe Spiel dieser 
Wahrheitsverfälscher hereinfallen? Bundesbern scheint 
damit zu rechnen. Sorgen wir dafür, dass Bundesbern sich 
einmal mehr gründlich verrechnet.

Ulrich Schlüer
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Die asoziale Partei 
Der Brandstifter rennt zum bren-
nenden Haus und spielt seinen Op-
fern vor, helfen zu wollen. Für seine 
«Hilfe» verlangt er anschliessend 
das letzte Hab und Gut von seinen 
Opfern. Eine solche Niedertracht 
traut man kaum einem Menschen 
zu. In der Politik kommt solches je-

doch vor. Wir erleben ein solch asoziales Verhalten 
von Seiten der SP. 

Vor rund 25 Jahren versprach die SP unter Führung 
der damals verantwortlichen Bundesrätin Ruth Drei-
fuss: Durch die Einführung der Krankenversicherung 
würden die Prämien nicht steigen, «sondern im Gegen-
teil längerfristig sinken.» Und was ist in Wahrheit pas-
siert? Die Krankenkassenprämien sind unterdessen 
regelrecht explodiert. Die Gesundheitskosten sind heu-
te für viele Schweizer Familien eine Armutsfalle, ob-
wohl die allermeisten nicht mal Leistungen beziehen. 
Die Krankenkassenprämien sind nach den Steuern der 
häufigste Grund, warum sich viele verschulden. 

Und was macht die SP als «Brandstifterin»? Sie tut so, 
als ob sie den betroffenen Menschen helfen wolle. Auf 

ihrer Internetseite schreibt die Partei: «In den letzten 
20 Jahren haben sich die Krankenkassenprämien in 
der Schweiz mehr als verdoppelt. Wir fordern bezahl-
bare Prämien für alle.» Die SP hat aber nachweislich 
kein Interesse, das kranke Gesundheitswesen zu sa-
nieren. 

Der SonntagsBlick hat kürzlich untersucht, welche 
Partei am stärksten mit der Gesundheitslobby ver-
bandelt ist. Es ist die SP. Die SP-Nationalräte haben 
sogar dreimal mehr Interessenverbindungen als ihre 
Fraktion Mitglieder hat. Die Partei ist also eng mit den 
Leistungserbringern im Gesundheitswesen verbunden, 
die sich an den überteuerten Krankenkassenprämien 
bereichern. Die Gesundheitslobby versorgt viele SP-
Politiker mit gut bezahlten Verwaltungsratsmandaten. 

Im Gegenzug setzt sich die Partei dafür ein, dass im 
staatlich reglementierten Gesundheitswesen noch 
mehr Prämiengelder fliessen. So ziehen die Sozialis-
ten dem Mittelstand das letzte Geld aus der Tasche.

Samuel Balsiger

Samuel Balsiger ist Gemeinderat in der Stadt Zürich. In seiner monatlich 
erscheinenden Kolumne berichtet er über die Irrungen der linken Politik.

Wir knöpfen uns Ständerat Josef Dittli vor. Der 
ehemalige Volksbildhauer war Berufsoffizier und 
dann Berufspolitiker. Er ist Präsident der Sicher-
heitspolitischen Kommission (SiK). Dort hat er kei-
nen Ton von sich gegeben, als es darum ging, die 
Berufsmilitärs mit 65 in die Rente zu schicken und 
ihnen noch miserablere Konditionen «angedeihen» 
zu lassen. Dann behauptete er, dass die EU-Feuer-
waffen-Richtlinie nur «geringfügige» Folgen hätte. 
Eine glatte Lüge. Plötzlich ist der Ex-Berufsoffizier 
für die Verschärfung des Waffenrechts und für die 
Entwaffnung der Bürger. Und solchen Offizieren 
soll der Milizsoldat vertrauen? Selbstverständlich 
muss auch noch «Schengen» herhalten. Dessen 
Wirksamkeit ist zwar nirgends bewiesen. Aber 
man kann damit Angst und Panik schüren. Für die-
se Kehrtwende bringt er noch die verlogene Aus-
sage, dass die Mehrheit der Offiziere für die neue 
Waffengesetzgebung sei. Die Windfahne Dittli steht 
in über einem Dutzend Verwaltungsräten auf der 
Geldverteil-Liste. Das beste (sprudelnde) Beispiel 
ist sein Verwaltungsrats-Mandat beim Kranken-
kassenverband «Curafutura» (Helsana, CSS, KPT, 
Sanitas). Für dieses 40 Prozent Pensum wird er 

mit 140’000 Franken pro Jahr «entschädigt». Das 
entspricht einem Jahresgehalt von 350’000 Fran-
ken. Dazu kommen die Bezüge aus den anderen 
Mandaten und sein «Zapfen» als Regierungsrat. 
Anmerkung: Bislang hat Dittli bei der Tabaklobby 
(auftragsgemäss) gegen Werbeverbote der Tabak-
industrie geschnorrt. Nun hat er auf den 1. März 
die Seiten erneut gewechselt. Gradlinigkeit, Ehr-
lichkeit, Charakter? Fehlanzeige. Zum Eidgenössi-
schen Schützenfest 2020 wird er nicht eingeladen 
und darf keine Rede halten.

Tis Hagmann
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Mit dem

Rahmenvertrag

verlangt Brüssel von 
der Schweiz einen

Blankocheck,

zu dem die EU erst 
nach Unterzeichnung 

mitzuteilen bereit 
ist, wozu sich die 

Schweiz mit diesem 
Vertrag

verpflichtet

hat.

Fakten – Behauptungen – Tatsachen

Rahmenvertrag und 
Freihandelsabkommen 
In einer dem Rahmenvertrag angefügten «Gemeinsamen 
Erklärung» halten die EU und die Schweiz in Punkt 5 fest, 
dass es beiden Vertragsparteien als «angezeigt» erscheine, 
«eine Modernisierung der Abkommen, die die Handelsbe-
ziehungen zwischen der Schweiz und der EU regeln, und 
insbesondere des Freihandelsabkommens einzuleiten.» 

Der Bundesrat konnte sich bisher nicht zum Ja oder Nein 
zum Rahmenabkommen durchringen. Dennoch deckt sich 
Staatssekretär Roberto Balzaretti, als Schweizer Verhand-
lungsführer eigentlich Untergebener der Landesregierung, 
bereits ausgiebig mit Selbstlob ein: Es sei gelungen, das für 
die Schweiz äusserst wichtige Freihandelsabkommen mit 
der EU aus dem Jahr 1972 aus den Verhandlungen um den 
Rahmenvertrag herauszuhalten. 

Er unterschlägt freilich, dass die EU in Punkt 11 der «Ge-
meinsamen Erklärung» durchgesetzt hat, dass Verhand-
lungen über die «Modernisierung» des Freihandelsabkom-
mens innerhalb von sechs Monaten nach Unterzeichnung 
des Rahmenvertrags aufgenommen werden müssen. 

Was die EU unter «Modernisierung» versteht, ist klar: Wäh-
rend die Bilateralen Verträge für alle neu aufgetauchten Pro-
bleme Verhandlungen unter gleichberechtigten Partnern 
auf gleicher Augenhöhe verlangten, die mit einer Beschluss-
fassung zweier gleichwertiger, souveräner Verhandlungs-
partner enden, sichert der Rahmenvertrag zu allen von der 
EU einseitig als «binnenmarktrelevant» eingestuften Fra-
gen Brüssel das alleinige Entscheidungsrecht zu. Und die 
Schweiz muss – falls sie nicht Sanktionen Brüssels riskieren 
will – all diese Beschlüsse automatisch nachvollziehen. 

Die Schweiz wird damit zur reinen Befehlsempfängerin. 
Der Rahmenvertrag ist ein Unterwerfungsvertrag. Er be-
deutet das Ende des bilateralen Weges. Diese verhäng-
nisvolle Entwicklung kann allein durch die Ablehnung 
des Rahmenabkommens verhindert werden.

S

???
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Das Examen 1960 der landwirtschaftlichen Schule Weinland

 Wie hat Blocher abgeschnitten?
hf. Christoph Blocher lässt gelegentlich durchblicken, dass er ursprünglich Bauer, Bauernknecht oder Landarbeiter war. Wir 
wollten es genauer wissen und haben den «Zürcher Bauer» auf die landwirtschaftlichen Examen durchforstet und sind in 
der Ausgabe vom 18. März 1960 fündig geworden. Fazit: Christoph Blocher wäre zweifellos auch ein guter Bauer geworden.

Der Bericht über «Das Examen der landw. Schule Weinland» 
ist eine wahre Fundgrube: Der Berichterstatter nennt die 
Dinge ungeschminkt beim Namen und bemüht sich in keiner 
Weise, irgendetwas schönzureden. Hier der leicht gekürzte 
Original-Text:

«Der (Examen)besuch war normal, das heisst gut, es hätten 
beim Schlussakt im Speisesaal höchstens noch 2–3 Personen 
mehr Platz gehabt. Ich zählte gut 30 Limousinen, wovon 
aber 8 den Herren Schülern gehörten, nebst etlichen Töffs 
und Mopeds.»

«Schulleiter Dr. Krebs entbot in seiner Ansprache (vor dem 
Dessert) den Willkomm. Das Examen hat für Lehrer und 
Schüler einen Zweck. Es gibt einen Einblick in die Vielgestal-
tigkeit des Lehrplans. 38 Fächer umfasste der Winterkurs. 
Das Lehrziel ist ein dreifaches: Fachwissen, manuelle Fer-
tigkeiten und Erziehung. Wenn in letzterer Hinsicht Mängel 
punkto Charakter vom Elternhaus her nicht ohne weiteres 
zu beheben sind, so ist doch etwas möglich hinsichtlich Ord-
nung, Pünktlichkeit und dem Umgang mit Menschen.» 

*
«Regierungsrat Egger lässt sich entschuldigen. Die Volks-
wirtschaftsdirektion ist durch Jb. Manz, Vorsteher des Land-
wirtschaftsamtes, und Dr. Vontobel vertreten.» (Es folgt die 
detaillierte Aufzählung von weiteren Gästen). 

«Die beiden Klassen zählten 76 Schüler, wovon 8 intern. Das 
Internat ist rückläufig, erstens wegen der Motorisierung und 
zweitens wegen dem Zeitgeist (möglichst viel Freiheit).» «In 
der Aufsichtskommission wurde Herr Sekretär Meier vom 
Milchverband, der seit 1932 das Protokoll führte, ersetzt 
durch Herrn Th. Peter, Riethof, Neftenbach. Im Lehrkör-
per ist Herr Luzi Elmer, der als Schulleiter nach Wetzikon 
gewählt wurde, durch Hrn. A. Eberhard (der in Affoltern 
a. A. gewirkt hat) ersetzt worden, und Herr Weiss, der seit 
1934 als Hilfslehrer mit Erfolg an der Schule wirkte, zum 
ständigen Hauptlehrer ernannt worden.» 

*
«Aus dem Bezirk Andelfingen stammen 33 Schüler, aus dem 
Bezirk Winterthur 34, der Rest aus angrenzenden Gebie-
ten. Im ersten Kurs war das Betragen der beiden Klassen 
sehr verschieden. Die eine schwerfällig, träge, mit vielen 
schwachen Schülern (von 19 Schülern besuchten nur 7 die 
Sekundarschule), die andere Klasse aufgeweckt, lerneifrig, 
so dass es nie etwas zu rügen gab. Zwei Schüler konnten 
nicht promoviert werden, seit langen Jahren das erste Mal! 
Im Betragen erhielten einige Schüler des ersten Kurses nur 
‹befriedigend›.»

«Herr Manz überbringt die Grüsse von Herrn Regierungsrat 
Egger, dankt der Schulleitung, der Lehrerschaft und den An-

gestellten für ihre Arbeit, den Eltern für ihre Opferwilligkeit, 
und Frau Dir. Krebs widmet er ein besonderes Kränzlein, 
es klappt immer alles. Dann holt er aus zu einem Potpourri 
über landwirtschaftliche Tagesfragen, um zum Schluss 
formgerecht bei den väterlichen Ermahnungen für die Zu-
kunft der abgehenden Schüler zu landen.» (…)

«Die Preisverteilung leitet Dr. Krebs mit einer kurzen Be-
trachtung über den Wandel der Zeit und ihren neuen An-
forderungen an den Bauerstand ein. Punkto Fleiss und Leis-
tungen hat es seit Neujahr um einiges gebessert. Die Klasse 
II b erhält das Prädikat gut bis sehr gut, und II a recht bis 
gut. Die Kameradschaft war in II b besser. Alle Schüler des 
zweiten Kurses erhielten im Betragen: gut.

In Klasse II b erhielten 6 Schüler Auszeichnungen, in Klasse 
II a deren 4. Es sind dies in Klasse II b:
1. Saller A., Volken (Zinnteller der Ehemaligen); 2. Schneider 
Hansueli, Neftenbach; 3. Langhard Hans, Unterstammheim; 
4. Wegmann Heinz, Ottikon-Kempttal; 5. Wittwer Fritz, Rä-
terschen; 6. Tännler Hans, Adlikon. 

In Klasse II a:
1. Blocher Christoph, Frauenfeld; 2. Bachofen Werner, Lan-
genmoos; 3. Hartmann Kurt, Neftenbach; 4. Hübscher Jakob, 
Mesikon-Illnau.

Herr Stadtrat Schätti beschloss den Reigen der Redner als 
Präsident der Aufsichtskommission mit einem geziemenden 
Schlusswort punkto Inhalt und Umfang. Um 19.15 Uhr nah-
men die älteren Semester Abschied von der gastlichen Stätte. 
Der 1959er Schulrebbergler tat seiner Herkunft alle Ehre.»

K.W.

Christoph Blocher hat also bereits als 19 ½ Jähriger 
Bestleistungen erbracht. Und er wäre zweifellos auch 
ein guter (innovativer, unternehmerischer) Bauer ge-
worden. Die «Schweizerzeit» gratuliert, wenn auch mit 
59-jähriger Verspätung, ganz herzlich. 

Hans Fehr

Landwirtschaftliche Schule Weinland, Wülflingen (heute Strickhof)
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«Zahlreiche Ökonomen erachten ein Rahmenabkommen 
mit der EU als positiv für die Schweizer Wirtschaft. Sie 
sehen nur die kurzfristigen Vorteile, die langfristigen 
halten sie ausser Acht. Diese einseitige und letztlich un-
ökonomische Betrachtungsweise erinnert an die Diskus-
sionen, die in der Schweiz vor der Einführung des Euros 
geführt wurden. Damals ging es vor allem um die Frage, 
ob man die für die  Exportwirtschaft belastenden Wech-
selkursschwankungen durch (…) einen Anschluss ans 
Europäische Währungssystem eliminieren und auf eine 
eigene Währungspolitik verzichten solle. Heute wissen 
wir, dass der Verzicht auf einen Anschluss an den Euro 
und das Festhalten an einer nationalen Geldpolitik (…) 
sich langfristig auszahlten. So haben sich die schwei-
zerischen Exportunternehmen trotz der grossen Wech-
selkursschwankungen hervorragend entwickelt. Heute 
zählen sie zu den wettbewerbsfähigsten der Welt.»

Kurt Schiltknecht, in der «Weltwoche» Nr. 10/19

Das aktuelle Zitat« »

Offenbar findet in Brüssels Zentralbürokratie ein all-
jährlich heiss umkämpfter Wettbewerb statt, wer im 
Lauf des Jahres den blödsinnigsten, stursten Ukas zu 
erfinden und zu erlassen in der Lage sei. Derzeit be-
finden sich jene Funktionäre in Spitzenposition, die 
durchgesetzt haben, dass am Tag des Brexit, am 29. 
März genau um 23.00 Uhr MEZ, sämtliche Einträge im 
hochgelobten Schengener Fahndungssystem SIS rigoros 
gelöscht werden, die in den vergangenen Jahren aus 
Grossbritannien in dieses System eingespiesen worden 
sind. Ganz nach dem Muster: Wenn sich England der 
Brüsseler Sturbürokratie zu entziehen sucht, bestrafen 
die SIS-Bürokraten alle europäischen Länder mit Ver-
brechern, die Grossbritannien europaweit zur Verhaf-
tung oder mindestens Überwachung ausgeschrieben 
hat. Betonköpfiger geht’s wahrhaftig nicht mehr. 

*
Österreich, wo viele Katholiken, aber auch Protestanten 
zu Hause sind, darf sich seit kurzem mit einer neuen 
«bindenden Weisung» aus Brüssel herumschlagen. Wien 
dürfe, befehlen die EU-Bürokraten, nicht länger hinneh-
men, dass Protestanten den Karfreitag als arbeitsfreien 
Feiertag begehen, während Katholiken an diesem Tag 
ihrer Arbeit nachgehen. Einheitliches Feiern sei brüs-
selverordnete Pflicht!

Wer liefert die Erklärung für diesen von Brüssel ver-
fügten Gleichschaltungs-Exzess (der keineswegs von der 
«Schweizerzeit» erfunden wurde)? 

Wollen EU-Funktionäre ernsthaft behaupten, am Kar-
freitag arbeitende Katholiken würden unzulässige 
Wettbewerbsverzerrung zu Lasten von Protestanten be-
schäftigenden Betrieben verschulden? Wie viele öster-
reichische Betriebe mussten denn wegen am Karfreitag 
arbeitsfreien Protestanten in der jüngeren Vergangenheit 
Konkurs anmelden? 

us

Wettbewerb

  A  General Charles de Gaulle, Staatspräsident Frankreichs 
von 1959 bis 1969, zeitlebens für ein «Europa der Vater-
länder» kämpfend;

  B  Prof. Dr. Wilhelm Röpke (1899–1966), herausragender li-
beraler Ökonomieprofessor im 20. Jahrhundert, der sich 
in der Schweiz als seiner Wahlheimat niedergelassen hat; 

  C  Prof. Dr. Ralf Dahrendorf, brillanter liberaler Publizist, 
langjähriger Direktor der London School of Economics, 
der sich als «Europäer der ersten Stunde» verstanden hat; 

  D  Winston S. Churchill, Kriegspremier Grossbritanniens, 
der 1946 aus Zürich zur Einigung Europas aufgerufen hat, 
von welcher er die Teilnahme Grossbritanniens indessen 
ausgeschlossen hat. 

Auf welche Persönlichkeit geht folgende Aussage zurück?

Die Antwort senden Sie bis spätestens Mittwoch, 20. März 2019, 
an: «Schweizerzeit», Postfach 54, 8416 Flaach
Fax: 052 301 31 03 | E-Mail: info@schweizerzeit.ch

Sämtliche Einsender von richtigen Antworten nehmen an ei-
ner halbjährlich stattfindenden Verlosung teil. Die Gewinnerin 
oder der Gewinner wird zu einer «Schweizerzeit»-Tafelrunde 
eingeladen, einem Nachtessen für zwei Personen mit dem 
«Schweizerzeit»-Verlagsleiter, Ulrich Schlüer, als Gastgeber.

Die richtige Antwort auf die Wettbewerbsfrage lesen Sie in der 

«Schweizerzeit» Nr. 6 vom 29. März 2019.

Es sagte … 

« Wenn wir versuchen wollten, Europa zentralistisch zu organisieren, 
einer planwirtschaftlichen Bürokratie zu unterwerfen und gleich- 
zeitig zu einem mehr oder weniger geschlossenen Block zu schmieden, 

so ist das nicht weniger als ein Verrat an Europa. » 

Der Wettbewerb zu wegweisenden Worten grosser Persönlichkeiten. 
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Pavarotti

Mal wie Pavarotti singen,
mal wie Sotomayor springen,
mal den Ball wie Pele treten,
wie der Louis mal trompeten,
mal wie Friedrich Schiller dichten,
mal wie Salomon einst richten,
mal wie Tell die Armbrust schiessen,
mal wie Diogenes geniessen,
mal regieren wie der Schah
oder mal et cetera!
Doch ich fühl’ mich – immerhin! –
meist recht wohl, so wie ich bin.

Zwangsneurose

Ich habe keine Zwangsneurose,
bin nicht Macho noch Mimose.
Ich leide selten Seelenqualen,
gehöre kurzum zum Normalen.
Nur eines macht mir doch Verdruss:
Dass ich als Freud-los gelten muss.

 Aus Grendelmeiers
« Reich der Menschen »

www.patrick-walder.ch

am 24. März 2019
in den Kantonsrat

Und in den Regierungsrat:
Natalie Rickli und Ernst Stocker

Walder
Patrick

 Präsident SVP Dübendorf
 Gemeinderat Dübendorf
 Parteileitung SVP Kanton Zürich

Treuhänder

facebook.com/patrickwalderpolitik

walder-89x65-schweizerzeit.indd   1 21.02.19   09:02

Die Gutmenschen im Lande. Traditionellerweise 
sollten die Sozialisten für die Interessen der Arbeit-
nehmer einstehen. Als vehemente Befürworter der 
Personenfreizügigkeit (PFZ) haben sie ihre Wähler-
schaft einer Billiglohnkonkurrenz aus dem Ausland 
ausgesetzt. Abgefedert wird das einzig durch die 
sogenannten flankierenden Massnahmen. Sofern 
diese um- und durchgesetzt werden.

Tatsache ist jedoch: Die SP ist längst zur Partei des 
linken, urbanen, EU-freundlichen und ahnungs-
losen Bürgertums geworden, das als SP-Basis ein 
Rahmenabkommen befürwortet und sich somit ge-
gen die Interessen der Arbeitnehmer stellt. Aus die-
sem Grund sind die paar wahlberechtigten «Büe-
zer» zur SVP übergelaufen (s. Gölä!). Und deshalb 
werden die Genossen, die ein Rahmenabkommen 
ablehnen, wohl ein Problem bekommen bei der Wie-
derwahl.

*

Ein Problem wird auch der Gutmensch Beat Flach 
(Grünliberale / AG) haben. Der Herr Nationalrat hat 
sich im Fernsehen damit gebrüstet, dass er ein be-
geisterter Sportschütze sei und sich für die Schüt-
zen mit der EU-Waffengesetzgebung nichts ändere. 
Mit miserablen «Buebetrickli» und null Fachwissen 
versucht er, sein Sitzli zu retten. Seine Aussagen 
zum verschärften Waffenrecht sind eine einzige 
Lügen-Propaganda. 

Schon am Tage nach seinem Fernsehauftritt ist 
Herr Flach «flach» herausgekommen»: Er hat in 
den letzten 10 Jahren weder ein Obligatorisches 
noch ein einziges Feldschiessen absolviert. Wäre 
noch zu klären, ob er überhaupt ein Gewehr besitzt. 
Das Einzige, was er auf die Scheibe bringt, sind 
offenbar Lügen. Derartige Lügner sollen Volksver-
treter sein? Abwählen!

Tis Hagmann

Ich abonniere das «Schweizerzeit»-Magazin.
Preis bis Ende 2019: mindestens Fr. 70.– 

Name/Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ/Ort:

Mail-Adresse:

Wenn Sie uns Ihre Mail-Adresse mitteilen, erhalten Sie zusätz-
lich kostenlos allwöchentlich unser aktuelles «Brisant» per 
Mail. Eine Weitergabe Ihrer Mail-Adresse findet nicht statt.

Datum:   Unterschrift: 

Einsenden an: «Schweizerzeit», Postfach 54, 8416 Flaach,

Tel. 052 301 31 00, Fax 052 301 31 03, E-Mail: abonnement@schweizerzeit.ch

KEIN MONOPOL
DEM EU-SÜCHTIGEN
MEDIEN-EINTOPF
IN DER SCHWEIZ
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Erlebnisse nach 35 Jahren aktiver Politik (Teil 18)

 Damals in der SVP
von Hans Fehr, alt Nationalrat SVP, Eglisau

CH-7742 POSCHIAVO

Bei den Nationalratswahlen 
1991 gelingt das Husarenstück: 
Mit einem Wahlresultat, das «an 
Klarheit und Eindeutigkeit nichts 
zu wünschen übrig lässt» (Chris-
toph Blocher) geht die Zürcher 
SVP als Siegerin hervor und wird 
– erstmals in ihrer über 70-jähri-
gen Geschichte – stärkste Partei. 
Gegenüber dem Spitzenresultat 
von 1987 legt sie nochmals ganze 

5 Prozentpunkte an Wählerstärke zu. Mit 20,2 Prozent 
lässt sie die SP (18,8 Prozent) und die FDP (18,7 Prozent) 
hinter sich. Mit neu acht Nationalratsmandaten (plus 2) 
stellt die Zürcher SVP die grösste bis dahin erreichte Ab-
ordnung im Nationalrat. Neu gewählt werden Max Bin-
der, Toni Bortoluzzi, Ueli Maurer und Werner Vetterli.

Unvergesslich und sinngemäss immer gültig bleibt Blo-
chers Kommentar: «Unseren acht Nationalräten, die nun 
nach Bern fahren, sei ins Stammbuch geschrieben: ‹Je 
weniger die Politiker an sich selbst denken, desto mehr 
denkt das Volk an die Politiker. Damit hat der Wahl-
kampf 1995 begonnen!›»

Bei den Ständeratswahlen, wo wir mit dem bürgerlichen 
Tandem Werner Vetterli und Rico Jagmetti angetreten 
sind, bleibt das gesteckte Ziel der ungeteilten bürger-
lichen Standesstimme unerreicht. Dass Werner Vetter-
li aber den SP-Kandidaten Ledergerber auf Platz vier 
verweist und ein beachtliches Resultat erreicht, zeugt 
von guter Arbeit. Vor allem, wenn man bedenkt, dass 
Werner Vetterli (der problemlos als Nationalrat gewählt 
wird) die Zielscheibe des gesamten rot-grünen Spekt-
rums gewesen ist und zudem auch von der freisinnigen 
«NZZ» in Konkurrenzangst und in hochnäsigster Art 
und Weise unter Beschuss genommen worden ist. Fazit: 

Die SVP hat ihr Wahlziel bei den Ständeratswahlen nicht 
erreicht, aber sie hat an politischer Glaubwürdigkeit 
gewonnen. 

*
In Anbetracht der zunehmenden Misere im Asylbereich 
beschliesst die Zürcher SVP Im November 1991 eine 
Volksinitiative «gegen die illegale Einwanderung». Die 
Initiative will erreichen, dass illegales Einreisen verhin-
dert wird und dass Asylsuchen in der Schweiz finanzi-
ell nicht mehr interessant ist. Dies mit den folgenden 
Kernpunkten:

1.  Auf die Asylbewerbung eines illegal Eingereisten wird 
nicht eingetreten. (Jedem Asylbewerber ist zuzumu-
ten, dass er sich an einer offiziellen Empfangsstelle 
meldet.) 

2.  Der Asylbewerber kann nur ein einziges Asylgesuch 
stellen und gegen einen negativen Entscheid nur eine 
auf Willkürprüfung beschränkte Beschwerde führen. 
(Damit werden Missbräuche verhindert und die Ver-
fahren massiv beschleunigt.)

Zusammen mit der SVP Schweiz wird das folgende Vor-
gehen vereinbart: In der Wintersession 1991 reicht die 
SVP-Fraktion ein Forderungspaket für Sofortmassnah-
men in der Asylpolitik ein. Gleichzeitig arbeitet die SVP 
Schweiz auf der Grundlage des Zürcher Initiativtextes 
eine Volksinitiative gegen die illegale Einwanderung 
und den Asylrechtsmissbrauch aus. Falls der Bundesrat 
bis Mitte Januar nicht handelt, wird die SVP Schweiz die 
Volksinitiative lancieren. 

Weil der Bundesrat in der Folge nicht bzw. nur ungenü-
gend handelt, beschliesst der Zentralvorstand der SVP 
Schweiz am 17. Januar 1992 die definitive Lancierung 
der Initiative.
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Montag, 1. April 2019, 19.15 – 21.45 Uhr
EU-No Informationsseminar
Leserbriefseminar, SocialMedia-Nutzung 
mit Hans Fehr und Urs Vögeli  
Restaurant Rathaus, Rathausgasse 1, 4800 Zofingen 

Dienstag, 9. April 2019, 19.30 Uhr
Ja zur Schweiz
Vortrag und Diskussion mit Ulrich Schlüer 
Hotel «Wysses Rössli», Hauptplatz 3, 6430 Schwyz

Samstag, 13. April 2019, 13.00 Uhr
Generalversammlung PIKOM
Öffentliches Referat 
von Historiker Dr. Jürg Stüssi-Lauterburg
Gasthof zum Schützen, Schachenallee 39, 5000 Aarau

Samstag, 4. Mai 2019, 10.30
Generalversammlung AUNS
Vorträge zum Rahmenvertrag und zur Neutralität der Schweiz
Nationalrat Roger Köppel und a.Bundesrätin Micheline Calmy-Rey
Militärkaserne Bern, Papiermühlestrasse 13, 3014 Bern

Montag, 27. Mai 2019, 19.15 Uhr 
«Schweizerzeit»-Frühjahrstagung 
Vortrag zur Unionsbürgerschaft und  
zur Einwanderungsbeschränkung 
mit Nationalrat Andreas Glarner 
Stiftung zum Glockenhaus, Sihlstrasse 33, 8001 Zürich

Sonntag, 16. Juni 2019, 10.30 Uhr
Säntisblick-Frühschoppen der SVP Weinland
Vortrag von Nationalrat Roger Köppel
Hofbeiz im Nägeli, Familie Wipf, Im Nägeli 2, 8460 Marthalen

Die «Schweizerzeit»-Agenda

Sofortmassnahmen sind aber auch in einem andern Be-
reich dringend nötig: Unter der damaligen laschen «Füh-
rung» von Justizdirektor Moritz Leuenberger (und sei-
ner Vorgängerin Hedi Lang, beide SP) müssen im zweiten 
Halbjahr 1991 wegen Raumnot in den Bezirksgefängnis-
sen des Kantons Zürich rund 100 Notentlassungen von 
Untersuchungshäftlingen und Strafgefangenen vorgenom-
men werden. Auch die Polizeigefängnisse sind überfüllt. 
Die Polizei kann deshalb ihre Ermittlungen gegen mut-
massliche Straftäter sowie notwendige Festnahmen nur 
noch zum Teil durchführen. Verurteilte können wegen 
des Platzmangels ihre Strafe nicht antreten; für Täter mit 
mehrjährigen Freiheitsstrafen gibt es gibt es nicht sel-
ten Wartezeiten bis zu mehreren Jahren. Zudem können 
hunderte von Strafuntersuchungen wegen der misslichen 
Verhältnisse nicht einmal an die Hand genommen wer-
den, sodass die Gefahr der Verjährung entsteht. Ebenso 
führt dies dazu, dass Strafuntersuchungen in einer Weise 
geführt werden, dass keine unbedingten Strafen mehr 
ausgefällt oder beantragt werden müssen; so können bei-
spielsweise Drogendelinquenten und Seriendiebe wegen 
des Platzmangels nicht mehr inhaftiert werden. 

Ein Skandal erster Güte! Zu viert reichen wir (die Kan-
tonsräte Ernst Schibli, Hans Fehr, Ulrich E. Gut, FDP, 
und René Berset, CVP)  eine dringliche Interpellation 
ein, um Justizdirektor Moritz Leuenberger zum Han-
deln zu zwingen – zum Beispiel mit der Erstellung von 
Gefängnis-Notcontainern.

Zwei Jahre später wird die Situation wegen des laschen 
Strafvollzugs unter Leuenberger und seiner SP, welche 
die sogenannte «Resozialisierung» (Therapie statt Stra-
fe) auch schwerer Straftäter vorantreiben, mit dem Mord 
an der Pfadfinderin Pascale Brumann (Mordfall Hauert) 
dramatisch eskalieren. Erst unsere harte Kampagne mit 
den «Messerstecher-Inseraten» Ende 1993 wird eine Bes-
serung der Zustände bringen.

*
In Anbetracht der katastrophalen Situation und der ab-
schreckenden Bilder, die vom «Needlepark» Platzspitz um 
die Welt gehen – sowie wegen des massiven Drucks der 
SVP und inzwischen auch des Regierungsrates – nimmt 
der Zürcher Stadtrat Anfang Februar 1991 endlich die 
Schliessung der Drogenhölle Platzspitz an die Hand. 

An einer Pressekonferenz stellen Vertreter der Zürcher SVP 
unter der Leitung von Ueli Maurer fest: «Notwendig gewe-
sen wäre eine konzertierte Grossaktion zur Räumung des 
Platzspitzes, selbstverständlich mit flankierenden Mass-
nahmen.» Mit der blossen Schliessung sei nun die Gefahr 
gross, dass sich vielerorts «kleine Platzspitze» bildeten 
und dass die Drogenszene unkontrollierbar in die Landge-
meinden hinauswuchere. «Die grosse Gefahr», so Maurer, 
«besteht darin, dass Gemeinden in gut gemeinter aber fal-
scher humanitärer Absicht sogenannte Sanitätszimmer (= 
Fixerräume) sowie Notschlafstellen einrichten, die nicht 
der Lebenshilfe und der Suchtfreiheit, sondern der Kom-
fortverbesserung für die Drogenabhängigen dienen.» Die 
Aufgabe der Gemeinden müsse sich darauf beschränken, 

ihre Drogenkranken der richtigen Therapie zuzuführen und 
ihnen – nach erfolgter Therapie – bezüglich Wohnen und 
Arbeiten zu helfen. 

Weil die rot-grüne Stadtregierung nicht konsequent han-
delt, bildet sich bekanntlich nach einiger Zeit die katas-
trophale Drogenhölle im Letten. 

(Fortsetzung folgt) Hans Fehr 
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WELTGESCHICHTE

AKTUELL

BESTSELLER

Büchertisch

«Wenn Deutschland so 
scheisse ist, warum sind Sie 
dann hier?»

Ein Strafrichter urteilt 

Stephan Zantke 
Der Strafrichter als Autor dieses neuen 
Buches bedient sich genau der Spra-

che, die ihm von angeblichen Flüchtlingen aus Nordafrika 
und Nahost, die als Angeklagte aufgrund von Gewalt- und 
Beleidigungsdelikten vor ihm erscheinen müssen, in Form 
von Beleidigungen in Fäkalsprache laufend an den Kopf 
geworfen wird. Er spricht ausgesprochen heikle Tatsachen 
an, die von der sich krebsgeschwürähnlich ausbreitenden 
Betreuungsindustrie sorgfältig ausgeblendet werden: Die 
westeuropäischen Länder werden einerseits hemmungslos 
beschimpft – aber von ihren Sozialleistungen wollen selbst 
kriminelle Einwanderer profitieren. 

Riva, München 2019, 205 S., geb., Fr. 22.90

Feindliche Übernahme

Wie der Islam den Fortschritt behindert 
und die Gesellschaft bedroht 

Thilo Sarrazin
Eine brisante Neuerscheinung – nicht 
nur für uns «das Buch des Jahres»: 
Thilo Sarrazin zeigt aufgrund nüch-
terner Darstellung von Tatsachen 
und sorgfältig dokumentierten Er-
fahrungen mit dem Islam, dass Euro-

pa keineswegs mit einem Integrationsproblem konfrontiert 
ist. Wer solches behauptet, streut den Mitbürgern Sand in 
die Augen. Thilo Sarrazin argumentiert überzeugend: Eu-
ropa droht nichts weniger als die «feindliche Übernahme». 

Finanzbuch, München 2018, 450 S., geb., Fr. 37.40
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Beni Gafner
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Beni Gafner

Toni Brunner wurde gerademal 21-jährig in den Nationalrat gewählt. So jung wie noch 
nie jemand in der Geschichte der Eidgenossenschaft. Im Frühling 1995 besuchte Toni 
Brunner noch die Rekrutenschule, im selben Herbst dann die überraschende Wahl ins 
Parlament. Das Leben des jungen Bergbauern veränderte sich von einem Tag auf den 
anderen. Es zog ihn vom beschaulichen Bergbauernhof im Toggenburg ins Bundeshaus 
nach Bern. Statt Melkstuhl und Kühe, Krawatte und Anzug. Ein Sprung ins kalte Wasser. 
Würde er das politisch überleben? Jahre später, als Präsident der grössten Partei des 
Landes wurde es nicht weniger aufregend. Geschichten und Anekdoten aus dem Leben 
von Toni Brunner.
 

Werd & Weber Verlag AG 
CH-3645 Thun / Gwatt
www.weberverlag.ch
www.werdverlag.ch

ISBN 978-3-85932-937-9

Toni Brunner

Beni Gafner
Bundeshaus-Redaktor Beni Gafner 
stellt die einzigartige Persönlichkeit 
von Toni Brunner vor: Seine Schlag-
fertigkeit, seinen jede Diskussion 
prägenden Humor, seine Gelassenheit 
allen Anwürfen gegenüber. Er schil-
dert den Werdegang des Ausnahme-
Politikers, seine Jugend, die gegen 

alle Prognosen Tatsache gewordene Wahl in den Nationalrat. 
Toni Brunner hat die SVP zu nie dagewesenen Wahlerfolgen 
geführt. Ein Buch auch über die politische Wirklichkeit in 
der Schweiz, das auch Hinterhaltsschüsse gegen die SVP 
offenlegt, welche die Schweiz in Atem gehalten haben. 

Werd und Weber, Gwatt 2018, ca. 240 S., geb., Fr. 39.–

Das NGO-Spiel

Zur ambivalenten Rolle von Hilfsorganisatio-

nen in Postkonfliktländern 

Patrice C. McMahon
Ursprünglich waren NGOs Gruppen, in denen 
sich Menschen mit ideellen Zielsetzungen 

zusammenfanden. Längst sind nicht wenige dieser NGOs zu 
Machtfaktoren der Weltpolitik geworden, die demokratische 
Strukturen (Verfassungen, Parlamentsbeschlüsse, Abstim-
mungs-Entscheide) zu unterlaufen in der Lage sind, indem sie –  
zumeist massiv unterstützt von einseitig orientierten Medien-
schaffenden mit ideologischen Zielen – das Geschehen an demo-
kratisch getroffenen Entscheiden vorbeizusteuern versuchen. 

Hamburger Edition, Hamburg 2019 (New York 2017), 309 S., 
geb., Fr. 48.–

«Tötet sie, wo ihr sie trefft» 

Islamischer Antisemitismus 

Michael Ley
Haben Sie gewusst, dass das Herkunfts-
land, aus dem am meisten Juden nach 
Israel auswandern, Frankreich ist? Weil 
sich dort der gewalttätige Islamismus 

rasch ausbreitet. Frankreich ist kein Einzelfall, vergleichbare 
Bedrohung entsteht auch in anderen europäischen Ländern. 
Der Dschihad, der Heilige Krieg des Islam wendet sich weltweit 
gegen die Juden. Höchste Zeit, sich mit den Fakten zu befassen. 

Hintergrund, Osnabrück 2018, 100 S., brosch., Fr. 25.70

(Diese brisante Publikation ist in Buchhandlungen kaum  
auffindbar. Es ist folglich mit längerer Lieferfrist und evtl.  
geringfügig höheren Versandspesen zu rechnen.)

Die Friedensmacher

Wie der Versailler Vertrag die Welt veränderte

Margaret MacMillan
Mit dem Ende des Ersten Weltkriegs 
wurden 1918 im Friedensvertrag von Ver-

sailles mehrere zuvor als unerschütterlich eingeschätzte 
Monarchien – das Deutsche Reich, Habsburg-Österreich, 
das Osmanische Reich – zerschlagen. Der Versuch vor 
genau hundert Jahren, die Welt neu zu gestalten, erwies 
sich als wenig stabil. Ihre Instabilität trug mit dazu bei, 
dass zwanzig Jahre später bereits wieder ein Weltkrieg den 
Erdball erschütterte. Wer an stabilen Verhältnissen inter-
essiert ist, muss sich mit dem Versailler-Vertrag und seinen 
Folgen auseinandersetzen. Margaret MacMillans Buch lädt 
dazu ein. 

Ullstein, TB 37740, Berlin 2018 (2015, London 2001), 732 S., 
brosch., ill., Fr. 22.50
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BUCHZEICHEN

Weltliteratur

Lieber zuhören statt lesen – unser heuti-
ger Hörbuch-Vorschlag: 

Der Stechlin
Theodor Fontane
Eines der bedeutendsten Werke der Weltliteratur, Theodor 
Fontanes «Stechlin», ist in ungekürzter Form auch als Hörbuch 
erhältlich. Die Aufnahme folgt einer in mehreren Teilen bereits 
1973 gesendeten Hörfolge des Hessischen Rundfunks. Sie ist 
von einwandfreier Qualität und vermittelt das meisterhaft ge-
staltete Porträt des alternden Majors a.D. Dubslav von Stechlin, 
der aus seinem Herrenhaus am Stechlinsee beobachtet und 
kommentiert, wie die Welt um ihn herum sich verändert. 

Fontane ist ein wahrer Meister der Dialog-Gestaltung. In Form 
unzähliger geistreicher, sorgfältig komponierter Gespräche 
gestaltet er das Heranreifen eines neuen Zeitalters, in dem sich 
die alte preussische, vom Landadel geprägte Gesellschaftsord-
nung langsam aber doch unaufhaltsam auf ihr Ende zubewegt. 
Eine Welt der ebenso beschaulichen wie strengen Ordnung 
geht unwiederbringlich unter. 

DAV, 2 MP3-CDs, Gesamtdauer: 14 Stunden und 12 Minuten., 
Fr. 14.50

Hörbücher: Beste Unterhaltung auf langen Autofahrten – 
und wirksamste Medizin gegen Stau-Ärger.

HÖRBUCH

Die Menschenrechts- 
industrie im humanitären 
Angriffskrieg 
Die verlorene Unschuld der Menschen-
rechtler 

Jochen Mitschka und Tim Anderson 
Unter nachdrücklicher Beschwörung 
sowohl echter als auch bloss behaup-

teter Menschenrechte wird heute Weltpoltik gemacht. 
Mit Berufung auf tatsächliche oder angebliche Men-
schenrechte werden Verfassungen ausser Kraft gesetzt, 
einwandfrei demokratisch getroffene Entscheidungen 
nicht umgesetzt, Parlamentsbeschlüsse unterlaufen. 
Menschenrechte werden zum Schlüsselinstrument für 
jene, welche Demokratie durch Funktionärsherrschaft 
ersetzen wollen. 

Menschenrechte werden auch zum Deckmantel hand-
fester Interessen – an Oelquellen, an Transportwegen, 
im Kampf um strategische Schlüsselstellen auf dem 
Erdball. 

us

Jochen Mitschka und Tim Anderson: «Die Menschenrechts-
industrie im humanitären Angriffskrieg – Die verlorene 
Unschuld der Menschenrechtler». Kopp, Rottenburg 2018, 
304 S., geb., ill., Fr. 27.90

 Bestseller
 Beni Gafner – Toni Brunner à Fr. 39.–
 Thilo Sarrazin – Feindliche Übernahme à Fr. 37.40
 Stephan Zantke – «Wenn Deutschland …» à Fr. 22.90

 Aktuell
 Patrice C. McMahon – Das NGO-Spiel à Fr. 48.–
 Michael Ley – «Tötet sie, wo ihr sie trefft» à Fr. 25.70

 Weltgeschichte
 Margaret MacMillan – Die Friedensmacher  à Fr. 22.50

 Hörbuch
 Theodor Fontane – Der Stechlin à Fr. 14.50

 Buchzeichen
 Jochen Mitschka und Tim Anderson – 

 Die Menschenrechtsindustrie … à Fr. 27.90

Bestellung an:
«Schweizerzeit»-Bücherdienst, Postfach 54, 8416 Flaach
Tel. 052 301 31 00, Fax 052 301 31 03, buechertisch@schweizerzeit.ch

Der «Schweizerzeit»-Bücherdienst kann Ihnen jedes vom Buchhandel lieferbare Buch vermitteln. 
Die Versandkosten für Sendungen bis Fr. 100.– betragen Fr. 8.–, Sendungen über Fr. 100.– sind 
versandkostenfrei.
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Der Zeitgeist in unseren Breitengraden 
verschiebt sich – permanent und schein-
bar unaufhaltsam – weg von christlich-
konservativen Werten, hin zu einem 
Multikulti-Liberallalla-ProGay-MeToo-
Jekami-Pseudooffenheits-Mainstream. 
Heute scheint real zu sein, was der frü-
here CSU-Politiker Heiner Geissler schon 
vor Jahren sagte: «Für manche ist einer 
schon rechts, wenn er morgens pünktlich 
zur Arbeit kommt.»

Wehe dem, der ausschert und den Göt-
zenkult hinterfragt. Der muss sich un-
widersprochen als «reaktionärer Affe» 
beschimpfen lassen (Abkanzelung des 
Referendumskomitees gegen die Erwei-
terung der Rassismus-Strafnorm durch 
die Lesbenorganisation Schweiz). Wo-
bei man sich fragt, weshalb die Gender-
Sprachfetischist*innen nicht gender-
gerecht von «Aff*innen» gesprochen 
haben …

Spürbar eskaliert ist der Trend in den 
letzten ein bis zwei Jahren, hinter allem 
Möglichen eine Diskriminierung durch 
Konservative zu wittern. Indianerkos-
tüm-Verbot in deutschen Kindergärten, 
Schweinefleisch-Verbot an Schweizer 
Schulen, Pflicht von Unisex-Toiletten an 
Universitäten – «Ja, spinnen jetzt eigent-
lich alle?», mag sich die aussterbende 

Spezies der Normalbürger bei all den 
täglich auf uns reinprasselnden Tabu-
brüchen ungläubig fragen – und Recht 
hat er!

Landesweit wird die sogenannt gender-
gerechte Sprache, welche alle denkbaren 
Worte «diskriminierungsfrei» angleichen 
will, bis zum Wahnsinn übertrieben. 
Schweizerische Traditionsunternehmen 
wie SwissRe und Credit Suisse legen 
noch eine Schippe drauf und wetteifern 
um den Spitzenplatz in «gender-kompa-
tibler» Sprachverhunzung. So empfiehlt 
SwissRe neuerdings, die «Pronomen Sie 
und Er sowie die Wörter Mutter, Vater, 
Schwester, Bruder, Onkel und Tante» im 
Sprachgebrauch zu vermeiden. Credit 
Suisse bemängelt in ihrem Publikations-
organ «Aspekte», die Gleichberechtigung 
sei in der Schweiz «noch nicht erreicht», 
weshalb es unter anderem mehr Subven-
tionen für die Fremdbetreuung von Kin-
dern brauche.

Wir müssen uns wahrlich in einem Zeit-
alter der Wohlstandsdekadenz befinden. 
Oder lassen sich durch unnützen Gender-
Gaga Arbeitsplätze sichern und Konkur-
renzfähigkeit bewahren?

Anian Liebrand

Die nächste «Schweizerzeit» 
erscheint am 

29. März 2019

DIE «SCHWEIZERZEIT» AM FERNSEHEN

Freitag, 15.03.2019 Stammtisch-Live  Toni Brunner - Ausnahmepolitiker. Was nun? 
Ulrich Schlüer im Gespräch mit Toni Brunner; Beni Gafner, Biograph; Hans Uhlmann, a.Ständerat

Freitag, 22.03.2019 Magazin  Jung und Rechts - wie denken junge bürgerliche Menschen? 
Hermann Lei im Gespräch mit Silvio Kessler, Jan Keller, Curdin Huber, Marco Bortoluzzi, Jessica Ott und Marco Meili

Freitag, 29.03.2019 Stammtisch  Die Schweiz im Cyber War: Wie sicher sind wir vor Hacker-Angriffen? 
Anian Liebrand im Gespräch mit Hernani Marques, Chaos Computer Club; Claudio Luck, 
Chaos Computer Club; Michael Birrer, IT-Unternehmer

Freitag, 05.04.2019 Landmann-Talk  Alex Baur – Wenn Recht zu Unrecht wird. 
Valentin Landmann im Gespräch mit Alex Baur, Journalist Weltwoche und Autor

Freitag, 15.03.2019 Stammtisch Die Schweiz im Cyber War: Wie sicher sind wir vor Hacker-Angriffen?
17.00 Uhr  Anian Liebrand im Gespräch mit Hernani Marques, Chaos Computer Club; Claudio Luck,
  Chaos Computer Club; Michael Birrer, IT-Unternehmer

Freitag, 15.03.2019 Stammtisch-Live Toni Brunner - Ausnahmepolitiker. Was nun? 
21.00 Uhr  Ulrich Schlüer im Gespräch mit Toni Brunner; Beni Gafner, Biograph; Hans Uhlmann, a.Ständerat

Öffentliche Aufzeichnungen im «Haus der Freiheit», Wintersberg/Ebnat-Kappel

Sendungen jeden Freitag 21.00 – 22.00 Uhr auf «Schweiz5»

Ein Land im Gender-Wahn
1. Live-Übertragung einer «Schweizerzeit»-Sendung – Gäste sind herzlich willkommen!


